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KI zu Nr. 0078: 

Mit dieser GStB-Nachricht erhalten Sie die Niederschrift über die Ergebnisse der 

Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebundes am 05.11.2001 in Bin-

gen. Die Verbandsgemeindeverwaltungen werden gebeten, interessierten Stadt- 

und Ortsbürgermeistern Ausdrucke dieser Niederschrift zur Verfügung zu stellen. 

Aufbewahrungsdauer dieser Nachricht: Dauernd 

Mit dieser GStB-Nachricht erhalten Sie die Niederschrift über die Ergebnisse der Mitglieder-

versammlung des Gemeinde- und Städtebundes am 05.11.2001 in Bingen. Die Verbands-

gemeindeverwaltungen werden gebeten, interessierten Stadt- und Ortsbürgermeistern Aus-

drucke dieser Niederschrift zur Verfügung zu stellen. 
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Anlage zur GStB-Nachricht Nr. 0078 vom 15.03.2002 

 

 

 

Niederschrift 

der Mitgliederversammlung 

des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 

am 05.11.2001 in Bingen 

 

 

Beginn: 10.00 Uhr 

Tagesordnung: 

1. Begrüßung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit 

2. Grußworte der Vizepräsidentin Friedel Grützmacher MdL, Landtag Rheinland-Pfalz und 

der Oberbürgermeisterin Birgit Collin-Langen, Bingen am Rhein 

3. Änderung der Verfahrensordnung für Wahlen des Gemeinde- und Städtebundes Rhein-

land-Pfalz 

4. Jahresrechnungen 1999 und 2000 

a) Prüfungsberichte 

- Allgemeiner Haushalt des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 2000 

- Abschluss 1999 des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 

- Abschluss 2000 des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 

b) Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung 

5. Innovationen für Rheinland-Pfalz und seine Kommunen – Schwerpunkte der Landespoli-

tik für die 14. Legislaturperiode des Landtags Rheinland-Pfalz 2001 – 2006 

Ministerpräsident Kurt Beck MdL 

6. Hauptamtliche Ortsbürgermeister 

7. Wechsel im Vorsitz des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 

8. Aussprache 

9. Schlusswort 

 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer: s. Anwesenheitslisten in der Sitzungsakte 
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1. – Begrüßung, Feststellung der Tagesorndung und der Beschlussfähigkeit, 

„Frau Landtagsvizepräsidentin, meine Damen und Herren Abgeordnete, verehrte Gäste, lie-

be Kolleginnen, liebe Kollegen, meine Damen und Herren, ich darf Sie namens des Vorstan-

des zur Mitgliederversammlung des GStB Rheinland-Pfalz recht herzlich begrüßen. Wir freu-

en uns über Ihre Teilnahme und werten dies als eine Anerkennung unserer Arbeit und der 

guten Zusammenarbeit auf den verschiedensten Ebenen und in den unterschiedlichen Be-

reichen. 

Ich möchte lediglich einige Gäste besonders begrüßen. 

Ich begrüße für den Landtag Rheinland-Pfalz Frau Landtagsvizepräsidentin Friedel 

Grützmacher und schließe die anwesenden Damen und Herren Abgeordneten sowohl 

des Europäischen Parlaments, des Bundestages und des rheinland-pfälzischen Landtags mit 

ein. Vielen Dank für Ihre Teilnahme. 

Ihnen, Frau Landtagsvizepräsidentin, danke ich für die Bereitschaft, ein Grußwort an uns zu 

richten. Gleichzeitig vielen Dank für die stete Bereitschaft zum Gespräch und Dialog. 

Ich begrüße recht herzlich die Oberbürgermeisterin der gastgebenden Stadt Bingen am 

Rhein, Frau Oberbürgermeisterin Birgit Collin Langen. Vielen Dank, dass wir in Ihrer 

schönen Stadt tagen können und herzlichen Dank für Ihr Grußwort. 

Meine Damen und Herren, vor Ihnen liegt entsprechend der gegebenen Zusagen eine Gäs-

teliste aus. Mit dem Verweis auf diese Liste darf ich Sie, meine verehrten Damen und Her-

ren, herzlich willkommen heißen und ich wünsche uns eine informative und interessante Mit-

gliederversammlung. 

Meine Damen und Herren, wir haben mit Blick auf die aktuelle Diskussion durch entspre-

chenden Vorstandsbeschluss die Tagesordnung um den Punkt „Hauptamtliche Ortsbürger-

meister“ erweitert. Auf mein Schreiben vom 24.10.2001 an alle Mitglieder, außerordentlichen 

und kooptierten Mitglieder, darf ich verweisen. Wir möchten den Punkt nach der Grundsatz-

rede von Herrn Ministerpräsidenten Kurt Beck, den wir ab 11.00 Uhr in unserer Mitte will-

kommen heißen dürfen, beraten. Wir haben dies so vorgesehen, um in der Diskussion dieser 

wichtigen Thematik keinen Zeitdruck entstehen zu lassen. 

Meine Damen und Herren, es entspricht einer guten Übung, im Rahmen der Begrüßung ei-

nige Schwerpunkte aus der Arbeit des Verbandes anzusprechen. 

Vorweg möchte ich jedoch die schrecklichen Ereignisse des 11. September 2001 kurz an-

sprechen. Die heimtückischen und verbrecherischen Terroranschläge auf Amerika und die 

gesamte zivilisierte freie Welt haben deutlich gemacht, wie sehr offene Gesellschaftssysteme 
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angreifbar sind. Unser Leben hat sich schlagartig und nachhaltig verändert. Die Vereinigten 

Staaten, die durch die Nato und von fast allen Staaten der Welt Unterstützung erfahren ha-

ben, haben wie ich meine angemessen und überlegt gehandelt. 

Der Kampf gegen den Terrorismus wird die demokratischen Staaten in besonderer Weise 

fordern. Ein langer Weg, der nicht nur von Erfolg gekrönt sein wird, steht bevor. Mit Rück-

schlägen in der Bekämpfung ist zu rechnen. 

Auch wenn, nach allem was wir derzeit von unseren Sicherheitskräften wissen, keine konkre-

te Bedrohung für die Bürgerinnen und Bürger in unseren Gemeinden und Städten besteht, 

können wir mit bestimmten Fragestellungen, etwa der Durchführung größerer Veranstaltun-

gen, nicht mehr so umgehen, wie vor dem 11. September. Wir sind aufmerksamer gewor-

den, und das ist gut so. Uns alle treibt leider um, dass durch das zu verabscheuende Verhal-

ten sogenannter Trittbrettfahrer zusätzliche Ängste und Sorgen in der Bevölkerung geschürt 

werden. Nachlässigkeit oder Gleichgültigkeit, hervorgerufen durch viele Fälle von blindem 

Alarm, darf sich nicht breit machen. 

Wir sind mit dem Innenministerium im Gespräch, wie wir damit und mit den zusätzlichen 

Kosten umgehen, wenn etwa unsere ehrenamtlichen Feuerwehren zu Einsätzen veranlasst 

werden, wenn die Täter "Trittbrettfahrer" nicht ermittelt werden können. Aus aktuellen Um-

fragen wissen wir , wissen Sie, dass der Terrorismus, die Innere Sicherheit die Themen sind, 

welche die Menschen derzeit mehr als alles andere berühren. Wir müssen daher im Rahmen 

unserer Möglichkeiten einen Beitrag leisten. 

Meine Damen und Herren, 

lassen Sie mich zu 4 Bereichen aus unserer Verbandsarbeit Stellung nehmen: 

1. Gemeinsam an Europa bauen 

Der Prozess der europäischen Integration ist ein historisch einmaliger Vorgang auf unserem 

Kontinent mit großen Erfolgen. Die Dynamik und Tiefe des Europäischen Einigungswerkes 

haben zwischenzeitlich einen Stand erreicht, der zu europäischen Verfassungsfragen führt. 

Von keiner anderen Ebene werden zur Zeit mehr Regelungen getroffen, die das Lebensum-

feld der Menschen, die Gesellschaft, die Wirtschaft und alle Sektoren des öffentlichen Le-

bens prägen und bestimmen, als von Europa. Es gibt aber auch keine Ebene, die weniger 

mit der Umsetzung dieser Regelungen zu tun hätte. Diese Verantwortung und dieser Auftrag 

liegt vielmehr bei den Kommunen und der dort gelebten Bürgernähe. Europa kann nur zu 

den Menschen gebracht werden, wenn Politik und Gesetzgebung der Europäischen Union 

auch die Menschen und ihr unmittelbares Lebensumfeld berücksichtigt und mit Blick auf die 

Befugnisse und Möglichkeiten der Kommunen in Europa ausgeübt werden. 
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Ein wichtiger Ansatzpunkt hierfür ist, immer möglichst bürgernah zu handeln. Schon wegen 

der Ortsnähe und der demokratischen Legitimation bieten die Kommunen hierfür europaweit 

besondere Möglichkeiten. Dies bedingt allerdings, dass die Kommunen und Regionen von 

der EU und den Mitgliedsstaaten anerkannt, und deren Rechte beachtet werden. Die Rege-

lungskompetenzen und Verantwortlichkeiten der Ebenen EU/Mitgliedstaat/Region/Kom-

mune müssen klar definiert und konsequent im Sinne der Menschen umgesetzt werden. Um 

möglichst sachgerecht vor Ort handeln zu können, muss dabei die Maxime gelten, dass vor 

Ort der Grundsatz der Allzuständigkeit gilt. Erst dann, wenn sich aus der Sache heraus ein 

überörtliches Agieren gebietet, sollen höhere Ebenen handeln. Dies bedingt eine umfassen-

de Verwirklichung des Subsidiaritätsgedankens. Soviel dezentral - also auf Gemeindeebe-

ne - wie möglich und so wenig zentral - sprich auf europäischer Ebene - wie notwendig. 

Die Europäische Union ist aus der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gewachsen. Der 

Mangel eines entwickelten europäischen Gesellschaftsmodells hat zu einer Dominanz der 

Binnenmarktfreiheiten und des Wettbewerbsgedankens in der EU geführt. Dies hat sich aus 

kommunaler Sicht auch und gerade bei den Diskussionen über die Daseinsvorsorge gezeigt. 

Dienstleistungen der Kommunen im wohlverstandenen Interesse der Bürgerinnen und Bür-

ger können nicht alleine an den Wettbewerbsvorschriften des EG-Vertrages gemessen wer-

den. Die Kommunen fordern und verlangen daher effektive Spielräume, um lokal und regio-

nal Dienstleistungen erbringen zu können. Sie benötigen dazu Rechtssicherheit. 

Unsere Positionen werden nur schwer verstanden und nicht ohne weiteres akzeptiert. Es 

bedarf der ständigen Intervention, nicht nur bei der Kommission sondern auch im parlamen-

tarischen Raum. Wasser, Abwasser und Abfall sind kommunale Aufgaben und die Kommu-

nen müssen entscheiden können wie, ob in in eigener Regie, Eigenbetrieb und mit wem die 

Aufgaben durchgeführt werden. Die Kommunen müssen die Entscheidungskompetenz ha-

ben. Wir arbeiten bereits unter betriebswirtschaftlichen Vorgaben und sind bereit durch Ko-

operation, in welcher Form auch immer (Public private partnership oder Zweckverbände) die 

Effizienz der Leistungen weiter zu steigern. Die Liberalisierung, die auch vom Wirtschaftsmi-

nister präferiert wird ist nicht das Allheilmittel. Der Liberalisierung ist neben ökonomischen 

als auch aus ökologischen Gründen eine klare Absage zu erteilen. Dem Bundestag liegt ein 

Entschließungsantrag vor der viele kommunale Positionen beinhaltet. Wir hoffen auf dessen 

Annahme 

Dort, wo der Wettbewerb nicht mehr im Sinne des Gemeinwohls wirken kann, sind Lösungen 

der Daseinsvorsorge außerhalb des EG-Wettbewerbsrahmens zu garantieren, Öffentliche 

Dienstleistungsaufträge müssen definiert und privilegiert werden. Aufgrund der sozialpoliti-

schen Aufgabe der Daseinsvorsorge ist vor allem auf sozioökonomische und strukturelle 

Unterschiede verschiedener Regionen einzugehen. Die regionalen und nationalen Gesetz-
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geber sind daher gefordert. Wie dringend dieses Thema ist, zeigt die Entscheidung des 

EuGH vom 25.10.2001 zur Frage der Notfall- und Krankentransportleistungen. Mit dieser 

Entscheidung hat der EuGH begonnen, die kommunal getragenen Rettungs- und Kranken-

transportdienste als Bereich des freien Marktes zu klassifizieren, die dem Wettbewerb aus-

gesetzt sind. Diese Entscheidung ist für uns ein "Warnsignal" und zeigt einmal mehr, dass 

die kommunale öffentliche Daseinsvorsorge und das dahinter stehende Allgemeinwohlprinzip 

im EG-Vertrag deutlicher verankert und diese Sozialbindung dem Wettbewerbsgedanken 

gleichgestellt werden muss. 

Meine Forderung aus der letzten Mitgliederversammlung darf ich erneuern. Die Mitsprache 

der Kommunen muss gestärkt worden. Man stelle sich einmal vor, welchen Einfluss die 

Kommunen bei heutigern Rechtsstand nach einer Osterweiterung haben. 

2. Verwaltungsmodernisierung 

Verwaltungsmodernisierung ist ein steter Prozess, um den Herausforderungen und Anforde-

rungen der Gesellschaft gerecht zu werden. Es stellt sich immer neu die Frage wie der Pro-

zess zu verändern ist. Wobei die vorhandenen Ressourcen - Finanzen u. Personal - be-

grenzt sind. 

Die ständig wachsenden Aufgaben sind mit den vorhandenen Ressourcen zu bewerkstelli-

gen. Hinzu kommen Pflichtaufgaben, die vom Bund oder Land auf die Kommunalverwaltun-

gen übertragen werden ohne ausreichende finanzielle Ausstattung. Zu all dem wünscht sich 

jeder noch die schnell und vor allem richtig handelnde Verwaltung. 

Die Bürgerschaft unterscheidet nicht in öffentliche und private Dienstleister; sie erwartet zu 

Recht gute Arbeit für gutes (Steuer)Geld. 

Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz hat vor geraumer Zeit das Verwaltungsmo-

dernisierungsprojekt Gemeinde21 initiiert. Gemeinsam mit Verwaltungspraktikerinnen und 

Verwaltungspraktikern aus ganz Rheinland-Pfalz wurden die Bereiche Organisation, Finan-

zen und Technik analysiert und Orientierungshilfen erarbeitet. Wir sind mit der Resonanz auf 

dieses Projekt sehr zufrieden. Immer mehr Mitgliedverwaltungen unseres Verbandes steigen 

in die Umsetzungsphase ein. An den Ergebnissen des Projektes Gemeinde21 besteht auch 

aus anderen Bundesländern, z.B. Sachsen, großes Interesse. Dies ist eine Bestätigung un-

serer Arbeit und unseres Engagements. 

Im Mittelpunkt aller Abläufe steht die Kundenzufriedenheit, stehen die Bürgerinnen und Bür-

ger. Diesen tritt die Verwaltung als kompetentes Dienstleistungsunternehmen gegenüber. 

Zum Beispiel soll bei einem Antrag auf Baugenehmigung sofort nach dessen Eingang ge-

prüft werden, was alles zu tun ist, welche Behörden gefragt worden müssen usw. Der Bürge-
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rin oder dem Bürger wird ein verbindlicher Zeit- und Ablaufplan in die Hand gegeben. Und 

dies alles ist in ein funktionierendes Controlling-System eingebunden, um Transparenz zu 

schaffen. 

Besonders hervorzuhebende Maßnahme ist die Einrichtung von Bürgerbüros als zentrale 

Informations- und Anlaufstelle für die Bürgerschaft, das über die normalen Bürozeiten hinaus 

geöffnet ist, so auch samstagsvormittags. Der Kunde muss sich um Zuständigkeiten und 

Ansprechpartner nicht mehr kümmern, ein freundlicher und verbindlicher Rundum-Service 

sorgt für die richtige und schnelle Antwort auf jede Frage! 

Der Einsatz und Ausbau einer zeitgemäßen Technologie (beispielsweise Recherche nach 

Gesetzestexten und Urteilen per Internet) erhöht zusätzlich die Leistungsfähigkeit und den 

Service. 

Öffentliche Verwaltungen als moderne Dienstleistungsunternehmen - ein berechtigter An-

spruch der Bürgerschaft im neuen Jahrtausend! 

Der Anspruch an die Verwaltungen wird also noch steigen und das Spektrum breiter, denn 

wir müssen allen auch den traditionellen Kunden Leistung bieten. Also vom Bürger der Hilfe 

beim Ausfüllen eines Antrages benötigt bis hin zum Bürger der nur via Internet mit uns kom-

muniziert. 

3. Kommunale Finanzen 

Um es vorweg zu sagen, unsere Hoffnungen mittels der Finanzausgleichskommission zu 

einem verbesserten Finanzausgleich zu kommen haben sich nicht erfüllt. 

Die am 13.09.2001 konstituierte Finanzausgleichskommission hat sich in drei Sitzungen mit 

den Grundlagen für eine aufgabengerechte Gestaltung des vertikalen Finanzausgleichs 

(zwischen Land und kommunalen Gebietskörperschaften) im kommenden Doppelhaushalt 

2002/2003 des Landes befasst. Es konnte keine Einigung über verlässliche Maßgrößen und 

Indikatoren für die Beurteilung der Bedarfs- und der Finanzlage des Landes einerseits sowie 

der kommunalen Körperschaften andererseits erzielt werden. 

Anfang 2002 soll ein erneuter Versuch, Kriterien und Parameter festzulegen, die eine Ver-

gleichbarkeit der Finanzlage Land und Kommunen ermöglichen, unternommen werden. Ak-

zeptiert wurde seitens des Finanzstaatssekretärs, dass die Finanzierungssalden nicht aus-

schließliches Kriterium sein können. 

Wie bereits bekannt wurde sieht der Entwurf des Doppelhaushaltes 20002 / 2003 einen er-

neuten kräftigen Eingriff in die Finanzausstattung der Kommunen vor. Ausgangspunkt für 

diese Maßnahme soll nach den Ausführungen von Staatssekretär Dr. Deubel, das Bemühen 
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des Landes um einen verfassungsgemäßen Etat sein. Das Ziel die Nettoneuverschuldung ab 

2006 auf Null zu fahren sei nicht Ursache hierfür. 

Ich fasse die beabsichtigten Änderungen des Finanzausgleichs im Zuge der Etatberatungen 

zusammen: 

 Wegfall der Grunderwerbssteuer als Einnahmen der kreisfreien Städte und der Landkrei-

se. 

Dies führt zu Mindereinnahmen bei Kreisen und Städten in Höhe von rd. 123 Mio. €. 

 Gleichzeitig soll die Grunderwerbsteuer in den Steuerverbund einbezogen werden. 

Dadurch reduziert sich die Nettobelastung insoweit auf 97,2 Mio. €. 

 Der Verbundsatz soll von 20,25 v.H. auf 21 v,H. erhöht werden. 

Dies führt zu Mehreinnahmen bei der Verbundmasse in Höhe von 57,2 Mio. €. Die Net-

tomehrbelastung beträgt somit 40 Mio. €. 

 Ein Ausgleich für die kreisfreien Städte und die Landkreise soll durch eine nachhaltige 

Erhöhung der Schlüsselzuweisung B 1 (Kopfbeträge) einschließlich eines befristeten 

Härteausgleichs erfolgen. 

 Als weitere – jährliche - Befrachtungen des kommunalen Finanzausgleichs sind zu be-

trachten: 

- Einbeziehung der Denkmalpflege, Bibliotheken und Museen in den kommunalen Fi-

nanzausgleich: 2,1 Mio. €, 

- Entnahme der Planungskosten für Kreisstraßen aus dem kommunalen Finanzausgleich: 

7,1 Mio. €, 

- Entnahme der für die verbesserte Förderung der Kirchen und der Ganztagskindergärten 

vorgesehenen Mittel aus dem kommunalen Finanzausgleich: 15 Mio. €, 

- Kürzung der Abgeltung aus der Kommunalisierung der Gesundheitsämter um 15 v.H.: 

rund 6 Mio. €. 

- Insgesamt errechnet sich daraus eine zu erwartende zusätzliche Belastung der Kommu-

nen für 2002 und 2003 mit jeweils rund 70 Mio. € = 137 Mio. DM. 

Die genannten Eingriffe in den kommunalen Finanzausgleich sind vor dem Hintergrund der 

dramatischen Situation der Finanzentwicklung auf der kommunalen Seite zu sehen. Ich will 

nur daran erinnern, dass die Gewerbesteuereinnahmen um mehr als ein Viertel gegenüber 

der schon ohnehin vorsichtigen Planung zurückgeblieben sind. 
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Die Steuern im Lande sind - mehr als 330 Mio. DM fehlen in den Kassen - eingebrochen, 

abgestürzt. Die landesdurchschnittliche Steuerkraft ist von 1.184 DM auf 1.095,26 DM ge-

sunken. Siehe Haushaltsrundschreiben des Landes vom 31. Oktober. Wir können derartige 

weitere - ich erinnere an die Eingriffe der vergangenen Jahre - Lastenverschiebungen nicht 

mehr akzeptieren. 

Wir haben daher in der Finanzausgleichskommission folgenden Antrag zur Abstimmung ge-

stellt: 

‚Die Finanzausgleichskommission empfiehlt dem rheinland-pfälzischen Landtag und der 

rheinland-pfälzischen Landesregierung für den kommenden Doppelhaushalt 2002 und 

2003 des Landes eine lineare Fortschreibung der Zuweisungen an die Kommunen und 

den Verzicht auf jegliche Mehrbelastungen der kommunalen Seite sowie Eingriffe in den 

kommunalen Finanzausgleich.‘ 

Da weder der Antrag des Landes noch der der KSV eine Mehrheit gefunden hat, muss sich 

der Landtag, und dies ist das Neue an dem Verfahren, mit allen Argumenten, die ihm von der 

Landesregierung vorzulegen sind, befassen. 

Meine Damen und Herren, trotz Steigerung der Finanzausgleichsmasse (einschließlich Ab-

rechnung) sacken durch die erfolgten Änderungen und die Verschiebungen unter den Ge-

bietskörperschaftsgruppen - vom ländlichen in den städtischen Raum - und den Rückgang 

des Steueraufkommens die Schlüsselzuweisungen A und die B 2 gewaltig ab. 

Die Folge wird ein anwachsen der unausgeglichenen Haushalte - derzeit 620 - sein. Erste 

Berechnungen bestätigen dies eindrucksvoll. In meiner Verbandsgemeinde beträgt die 

Schlüsselzuweisung A der Ortsgemeinden voraussichtlich nur noch rd. 1 Mio. DM gegenüber 

2,2 Mio. DM im Jahr 2001. Wir werden eine landesweite Diskussion erleben mit dem Ergeb-

nis, dass die Umlagen steigen und die Städte und Gemeinden des kreisangehörigen Be-

reichs sich als die Verlierer erweisen werden. 

Dies vor dem Hintergrund einer Verschuldung, die lt. Rechnungshof einen Höchststand bei 

den Kommunen mit 8,5 Mrd. DM erreicht hat. Hinzu kommen die Kassenkredite oder Liquidi-

tätsüberbrückungen in Höhe von 1,5 Mrd. DM. 

Da die Einsparpotentiale erschöpft sind, werden Investitionen, welche die Wirtschaft drin-

gend benötigen würde, gestrichen, oder der Weg zu einer noch höheren Verschuldung be-

schritten. 

Meine Damen und Herren, ich hatte eingangs zu diesem Thema ausgeführt, dass der Eingriff 

in den kommunalen Finanzausgleich wegen der Verfassungsgemäßheit des Landesetat sei-

tens des Landes dringend geboten sei. Die Mitteilung des Finanzministers in der Pressekon-

ferenz am Mittwoch, man sei weit von dieser Grenze, nämlich um 344 Mio. DM in 2002 und 
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391 Mio. DM in 2003, entfernt, ist insofern ein Schlag ins Gesicht der kommunalen Verhand-

lungsführer. 

Ich kann insofern die gemeinsame Forderung der kommunalen Spitzenverbände „Hände 

weg vom Finanzausgleich“ nur wiederholen und den Landtag um Unterstützung bitten. 

Meine Damen und Herren, ich verkenne nicht die äußerst schwierige finanzielle Lage des 

Landes und der öffentlichen Hand insgesamt. Wir unterstützen gleichzeitig die Bemühungen 

des Landes, an unseren Schulen ein Ganztagsangebot zu schaffen und in den Kindertages-

stätten das Betreuungsangebot in Richtung Ganztagsplätze auszudehnen. Ziele, die gesell-

schaftspolitisch aus meiner Sicht und aus Sicht vieler Kolleginnen und Kollegen unumstritten 

sind. 

Wir müssen allerdings als Kommunen genauso wie das Land eine Chance haben, unsere 

Aufgaben mittels einer angemessenen Finanzausstattung ordnungsgemäß, selbstverständ-

lich kostenbewusst zu erledigen. Freiwillige Leistungen sind schon lange auf ein Mindestmaß 

reduziert oder gänzlich gestrichen worden. 

4. Hauptamtliche Ortsbürgermeister: 

Und nun zum Thema "Hauptamtliche Ortsbürgermeister", das wir bei Punkt 6 der Tagesord-

nung im Detail beraten. 

Die im kommunalpolitischen Raum erhobene Forderung nach Hauptamtlichkeit der Orts- und 

Stadtbürgermeister in Gemeinden und Städten mit mehr als 5.000 Einwohnern führt insbe-

sondere im Gemeinde- und Städtebund zu intensiven Diskussionen. Würden vom Landtag 

die gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen, könnten 81 Ortsgemeinden und verbandsan-

gehörige Städte via Hauptsatzung diese Möglichkeit nutzen. 

Ich teile die Einschätzung der Initiatoren dieses Vorstoßes, auch der Kolleginnen und Kolle-

gen, welche die Oppenheimer Erklärung unterschrieben haben, dass das Amt des Orts- oder 

Stadtbürgermeisters vor allem in großen Gemeinden nur schwer neben einer hauptberufli-

chen Tätigkeit zu vereinbaren ist. Die zeitliche Inanspruchnahme ist, wie bereits vor einigen 

Jahren in unserer Umfrage festgestellt und aufgrund der täglichen Erfahrungen nicht zu be-

streiten, enorm. Für mich stellt sich jedoch die Frage, ob aufgrund der Gegebenheiten die 

"Hauptamtlichkeit" die Lösung des Problems darstellt, zumal die derzeitigen Strukturen und 

die Aufgabenverteilung zwischen Verbandsgemeinden und Ortsgemeinden unverändert blei-

ben sollen. Die Kompetenzen der neuen hauptamtlichen Kollegin oder des neuen hauptamt-

lichen Kollegen unterscheiden sich nicht von den 2176 Ehrenamtlichen. 
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Ich verkenne nicht, dass bei Bildung der Verbandsgemeinden und verbandsfreien Gemein-

den, aus welchen Gründen auch immer, sich Webfehler eingeschlichen haben und eine 

Plausibilität sich nicht erschließt. 

Warum ist eine Gemeinde mit 10.000 Einwohnern und entsprechenden Einrichtungen ver-

bandsangehörig und eine Gemeinde mit 5 oder 6.000 ohne umfassende Einrichtungen ver-

bandsfrei. 

Den gewählten Ansatz halte ich dennoch für falsch. 

Meines Erachtens muss eine grundsätzliche breite Diskussion geführt werden und nicht aus-

gehend von Einzelfällen - was offensichtlich immer mehr Schule in der Politik macht - eine 

ad hoc Gesetzesänderung herbeigeführt werden. Es kann nur darum gehen, ein erkanntes 

Problem zu lösen, das die Ortsbürgermeisterinnen und Ortsbürgermeister vor allem großer 

Ortsgemeinden haben. Wichtig erscheint mir auch eine Gleichbehandlung und klare Geset-

zesregelung. Denn es macht keinen Sinn, wenn in der einen großen Ortsgemeinde der Orts-

bürgermeister hauptamtlich tätig sein kann, in der anderen großen Ortsgemeinde aber, weil 

es zu der Hauptsatzungsänderung nicht kommt, der Ehrenamtliche mit seinen Problemen 

alleine gelassen wird. 

Warum stellt sich der Gesetzgeber hier nicht den vielen hilfreichen Lösungsansätzen, wie 

etwa einer gesetzlichen Regelung über einen nach Gemeindegröße gestaffelten pauschalen 

Freistellungsanspruch, einer gesetzlichen Bestimmung etwa hinsichtlich der Bereitstellung 

von Schreibkräften und weiterem Verwaltungspersonal, um den Ehrenamtlichen von Verwal-

tungsroutinen zu entlasten? Vorschläge, die der GStB bereits 1992 in die Diskussion gege-

ben hat, die aber allesamt leider nicht Gesetz wurden. Diese konkreten Hilfestellungen wür-

den dann auch für die Kollegin oder den Kollegen gelten, in deren Falle der Gemeinderat von 

der Möglichkeit der Hauptamtlichkeit eben nicht Gebrauch macht oder Gebrauch machen 

will. 

Die in der kommunalen Verwaltungsreform in Rheinland-Pfalz eingeführte Verbandsgemein-

de hatte das Ziel, die Verwaltungs- und Leistungskraft der kommunalen Verwaltungseinhei-

ten so zu stärken, dass für die Bürgerinnen und Bürger in städtischen und in den ländlichen 

Räumen des Landes gleichwertige Lebensverhältnisse und Entwicklungschancen geschaf-

fen werden. Die Einheit der Verbandsgemeinde darf nicht gefährdet werden. Zugleich ist 

sicherzustellen , dass die Verbandsgemeindeverwaltung die Verwaltungsgeschäfte der Orts-

gemeinden in deren Namen und deren Auftrag und natürlich auch in deren Sinne führt. 

Die Hauptamtlichkeit führt bei unveränderten Funktionszuordnungen zu einem Nebeneinan-

der von hauptamtlich geführter "Ortsgemeindeverwaltung" und hauptamtlich geführter Ver-

bandsgemeindeverwaltung und zwangsläufig tritt - bedingt durch unterschiedliche Kompe-
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tenzen - eine Konkurrenzsituation ein. Im Ergebnis ist mit dem Aufbau einer zweiten Verwal-

tung (in der Regel) am Sitz der Verbandsgemeindeverwaltung zu rechnen. 

Die Kommunalen Spitzenverbände haben gemeinsam den Landtag aufgefordert, die Enque-

te-Kommission zu beauftragen, eine Aufgabenanalyse und eine Aufgabenzuordnung 

- wer erledigt was am effektivsten und effizientesten - unter Berücksichtigung neuer Techno-

logien vorzunehmen. Hierbei sollen auch jedwede Art und Form der Zusammenarbeit unter-

sucht werden. Aufgabenkritik und Verwaltungsmodernisierung sind eine permanente Aufga-

be. 

Meine Damen und Herren, ich möchte die Mitglieder der Enquete-Kommission ermuntern 

und die Politik darüber hinaus auffordern, die Diskussion um Verwaltungsmodernisierung 

und Verwaltungsreform zu beginnen. Sie ist umfassend, sorgfältig und tiefgreifend zu führen, 

bevor sie uns aufoktroyiert wird und möglicherweise ausschließlich unter dem Aspekt der 

Finanzen. 

Der jetzt vorgelegte Vorschlag, der wohl zu einer Änderung der Gemeindeordnung führen 

soll, kann doch in seiner Realisierung erst am Ende einer sorgfältigen Analyse der Strukturen 

stehen. Meines Erachtens würde ein solcher Schritt geradezu geeignet sein, neue, notwen-

dige Wege der Verwaltungsmodernisierung und Reformen zu erschweren. 

Wir müssen für die Ortsbürgermeisterinnen und Ortsbürgermeister, auch in den großen 

Ortsgemeinden, die Freiräume schaffen, damit sie sich im Ehrenamt ihrer politischen Füh-

rungsaufgabe in den Ortsgemeinden und verbandsangehörigen Städten widmen können. Wir 

müssen die Ehrenamtlichen freistellen von Verwaltungsroutinen. Auch müssen wir die Auf-

gabenstruktur innerhalb der Verbandsgemeinde ohne Tabus auf den Prüfstand stellen, die 

nach der Investitionsphase nicht nur auf die Verwaltung des Bestehenden beschränkt blei-

ben kann. Die Verbandsgemeinde muss sich in ihre Arbeit stärker auf regionale Entwicklun-

gen im Rahmen von Projektförderungen konzentrieren. Sie sollte eine Infrastruktur schaffen, 

die das Zusammenwachsen und die zukünftige Entwicklung fördert. Zusammen mit der Auf-

gabe der Verbandsgemeindeverwaltung als das "Büro des Ortsbürgermeisters" sind, wie ich 

meine, gute Grundlagen vorhanden, um hier mit einer Reform so anzusetzen, dass am Ende 

sich auch die Ortsbürgermeisterinnen und Ortsbürgermeister größerer Ortsgemeinden im 

Ehrenamt auf ihre Aufgaben wirksam und erträglich konzentrieren können. 

Es geht nicht nur um die Hauptamtlichkeit einiger Ortsbürgermeisterinnen und Ortsbürger-

meister, es geht um wesentliche Veränderungen im Verhältnis Ortsgemeinde – Verbands-

gemeinde. Ich lade Sie alle ein, sich unvoreingenommen und ohne Tabus in die spannende 

Diskussion um dieses Thema in unserem GStB einzubringen. Ich denke, dass die heutige 

Mitgliederversammlung die geeignete Plattform dafür ist. 
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Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Meine Damen und Herren, ich darf nun die Landtagsvizepräsidentin Grützmacher um ihr 

Grußwort bitten.“ 

 

2. – Grußworte 

a) Landtagsvizepräsidentin Friedel Grützmacher MdL: 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

„Sehr geehrter Herr Görisch, sehr geehrter Herr Seefeldt, sehr geehrte Damen und 

Herren, für die Gelegenheit, heute bei Ihrer Mitgliederversammlung ein Grußwort im 

Namen des Landtages sprechen zu dürfen, möchte ich mich zuerst einmal sehr herz-

lich bedanken. 

Meine Damen und Herren, Herr Görisch ist am Anfang seiner Rede auch schon darauf 

eingegangen, diese Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebundes, findet 

in einer schwierigen Zeit statt. Es herrscht nach den furchtbaren Anschlägen vom 

11. September eine große Unsicherheit nicht nur in den USA. Bei uns in Europa, in 

Deutschland und in Rheinland-Pfalz nicht so sehr, weil wir konkrete Anschläge auf un-

ser Leben und unsere Gesundheit fürchten müssen, sondern vor allem, weil wir nicht 

wissen, wie sich die Weltlage, wie sich der Krieg der Vereinigten Staaten gegen die Ta-

liban in Afghanistan auf die Weltwirtschaft, auf die Wirtschaftslage hier bei uns in 

Deutschland auswirken wird. Das denke ich, ist ein ganz entscheidender Faktor, der 

auch noch zu den Dingen dazu kommt, die Herr Görisch hier schon angesprochen hat. 

Aber, meine Damen und Herren, in letzter Zeit wurde Sicherheit immer in etwas ande-

rer Form gedacht. Es wurden neue Gesetze konzipiert, neue Richtlinien, neue Aufla-

gen dargestellt. Dabei können leicht andere Punkte, die auch wichtig sind für die Si-

cherheit, an den Rand gedrängt werden. Ich glaube, hier in Rheinland-Pfalz haben wir 

einen guten Weg beschritten, um öffentliche Sicherheit herzustellen, kommunale Prä-

ventionsräte vor Ort kümmern sich um Konflikte und Probleme, und ich konnte bei 

meinen Besuchen und verschiedenen Anlässen auch immer wieder bei einigen kom-

munalen Präventionsräten wirklich gute Erfolge feststellen. Aber, meine Damen und 

Herren, Sie wissen, dass Mangel an Sicherheit in den Kommunen sehr oft aus Armut 

und aus Desintegration entsteht und dass darum ein gutes Bildungs- und Betreuungs-

angebot für junge Menschen vor Ort ein elementar wichtiger Beitrag für eine sichere 

und lebenswerte Nachbarschaft ist, und Sie wissen auch, meine Damen und Herren 

aus den Kommunen, wie wichtig es ist, alle Menschen, die bei Ihnen wohnen, in die 
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Gemeinschaft zu integrieren. Denn wer sich aus unserer Gesellschaft ausgeschlossen 

fühlt, der wird auch die Werte unserer Gesellschaft nicht zu schätzen wissen. Sicher-

heit meine Damen und Herren wird zu 90 % vor Ort, bei Ihnen in den Kommunen her-

gestellt, nicht nur durch die Präsenz der Polizei, sondern auch durch gute Schulen, 

durch gute und ausreichende Betreuungsangebote für Jugendliche. Hier kann die 

Ganztagsschule eine spürbare Lücke füllen, ein Angebot denke ich, das solidarisch 

und fair gemeinsam von Land und Kommune angeboten werden muss. Meine Damen 

und Herren, es ist aber auch absehbar, dass in naher Zukunft eine große neue Aufga-

be auf die Kommunen zukommt, nämlich die der Eingliederung, der Integration von 

Menschen, die in den letzten Jahrzehnten zu uns gekommen sind, aber auch derjeni-

gen, die in Zukunft im Sinne eines Zuwanderungsgesetzes zu uns kommen werden. 

Hier leisten die Kommunen, die ich in meinem Umkreis in der Südpfalz beobachte, 

schon jetzt wirklich gute Arbeit. Zum Beispiel in Bad Bergzabern und Umgebung, wo 

man gegen eine latente rechte Gewaltszene wirklich ernsthaft angeht. Sei es auch in 

Germersheim, wo man die schwierige Aufgabe zu schultern versucht, das friedliche 

Zusammenleben zwischen AussiedlerInnen aus der ehemaligen UDSSR, zwischen 

AusländerInnen, die als GastarbeiterInnen zu uns gekommen sind, und den Einheimi-

schen zu organisieren. 

Ich halte die Aufgabe der Integration von Jugendlichen – und damit meine ich auch und 

vor allem deutsche Jugendliche, die am Rande unserer Gesellschaft aufwachsen – für 

eine ständige und in den nächsten Jahren sicher noch wachsende Aufgabe der Städte 

und Gemeinden, und ich möchte noch einmal eindringlich hier betonen wie wichtig es 

ist, dass sich dabei der Bund, aber vor allem auch das Land mit tatkräftiger, d.h. eben 

auch finanzieller Hilfe beteiligen und engagieren. 

Meine Damen und Herren, wir wissen es und Herr Görisch hat es noch einmal deutlich 

gesagt, dass viele Kommunen finanziell vor einer ausgesprochen schwierigen Situation 

stehen und dass wir auch befürchten müssen, dass der Anteil der Kommunen mit un-

ausgeglichenem Haushalt noch ansteigen wird. Ich denke, Herr Görisch, Sie können 

sicher sein, dass Ihre Worte bei den Abgeordneten sehr ernst genommen werden. Da-

rum glaube ich nämlich, dass auch das Land stärker gefordert ist bei den wichtigen 

neuen Aufgaben, „Ganztagsschule“ und „Integration“ habe ich schon genannt, seine fi-

nanzielle Verantwortung mit zu schultern. Ich glaube aber auch - und da möchte ich auf 

etwas eingehen, was gerade am Wochenende in der Presse zu lesen war -, dass wir 

offen sein müssen für neue Wege, um mit den finanziellen Bedrängnissen der Kom-

munen zurecht zu kommen. Ich weiß nicht, ob dabei der Vorschlag, den der Kollege It-

zek am Wochenende verbreitete, dass es jetzt Zeit ist für eine weitere Gebietsreform, 
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in die richtige Richtung weist. Das werden wir untereinander in den Fraktionen, zwi-

schen den Fraktionen, vor allem mit Ihnen meine Damen und Herren, die Sie vor Ort 

die Erfahrung haben, in den nächsten Wochen intensiv gründlich und nüchtern bespre-

chen. Denn so schwierig wie diese Materie ist, es geht nur, wenn alle zusammen und 

gemeinsam daran arbeiten. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen für heute einen erfolgreichen Tag wün-

schen und für die nächste Zeit wünsche ich Ihnen und uns Erfolge auf dem sicher dor-

nenreichen Weg aus den finanziellen Zwängen der Kommunen. Vielen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Frau Grützmacher, herzlichen Dank für Ihre Grußworte, aber auch herzlichen Dank für 

die Zusage, mit uns im Gespräch zu bleiben, insbesondere in der äußerst schwierigen 

Situation in Sachen Finanzen, aber auch in Sachen Verwaltungsmodernisierung und 

Verwaltungsreform. Vielen Dank. 

Ich darf nun die Oberbürgermeisterin der Stadt Bingen um ihr Grußwort bitten. Frau 

Collin-Langen, Sie haben das Wort.“ 

 

b) Oberbürgermeisterin Birgit Collin-Langen: 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

„Herr Görisch, sehr geehrte Frau Grützmacher, meine Damen und Herren Abgeordne-

te, meine lieben verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich möchte Sie sehr herzlich hier 

in der Stadt Bingen am Rhein begrüßen. Eigentlich wollte ich Ihnen – wie sich das so 

gehört, wenn die Oberbürgermeisterin in ihrer Stadt spricht – erzählen, wie wunderbar 

Bingen ist und wie schön wir am Mittelrhein liegen. Das können Sie aber alles selbst 

bei diesem schönen Wetter erleben, aber ich denke, seit heute Morgen ist mir die Lust, 

die Schönheit der Stadt vorzustellen, eigentlich kräftig vergangen. Es wurde eben be-

reits angesprochen, sowohl von Herrn Görisch als auch von Frau Grützmacher. Die Si-

tuation der kommunalen Finanzen lässt eigentlich keinen Spaß mehr zu. Sie haben 

heute Morgen wahrscheinlich der Presse entnommen, dass die Eingriffe in den Fi-

nanzausgleich dramatische Auswirkungen haben wird. Für den Städtetag soll ich Sie 

im Namen von Herrn Fischer ganz herzlich grüßen. Wir haben z.B. bei der Gewerbe-

steuerumlage schon im Sommer frühzeitig gesagt und auch den Ministerpräsidenten 

aufgefordert, für eine Herabsetzung aktiv zu werden Für Sie – zur Verdeutlichung - 

wenn Sie sich nicht nur intensiv mit dieser Frage befasst haben -: Ich kann es einfach 

nicht verstehen. Man erhöht eine Umlage, weil man davon ausgeht, dass die Kommu-

nen durch die Steuerreform alle Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer haben wer-
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den. Nunmehr ist es amtlich, auch durch den Bund, dass dies nicht der Fall ist. Also 

muss konsequenterweise diese Umlagenerhöhung wieder rückgängig gemacht wer-

den. Für die Stadt Bingen heißt dies: Eine halbe Million Mark zusätzliche Ausgaben. 

An dieser Stelle möchte ich wirklich eindringlich an die Landtagsabgeordneten beim 

Finanzausgleich appellieren: Es ist nicht richtig, wenn es heißt, es kommt zu keinen 

Verwerfungen der unterschiedlichen kommunalen Ebenen. Und ich sage dies jetzt be-

wusst, weil es nicht ein Vorwurf an meinen eigenen Landkreis ist: Durch die vorgese-

henen Eingriffe in den Finanzausgleich gibt es erhebliche Auswirkungen mit der Folge, 

dass der Kreis die Umlagen natürlich erhöht und wir es nachher letzten Endes von den 

Gemeinden alle zu tragen haben. Und wenn ich die großen kreisangehörigen und 

kreisfreien Städte sehe, haben derzeit noch vier einen ausgeglichenen Haushalt. Dies 

wird dann auch nicht mehr möglich sein. Ich bitte nachdrücklich die Abgeordneten, dies 

sehr wohl bei den anstehenden Beratungen zum Landeshaushalt 2002/2003 zu be-

rücksichtigen. Ich wünsche Ihnen einen schönen Tag in Bingen und angenehme Bera-

tungen. Herzlichen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Schönen Dank, Frau Collin-Langen, für Ihr Grußwort sowie dafür, dass wir in der 

schönen Stadthalle in Bingen tagen können. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir begrüßen den Minis-

terpräsidenten des Landes Rheinland-Pfalz recht herzlich und freuen uns, dass er bei 

unserer Mitgliederversammlung erneut Gast ist und auch bereit ist, ein Grußwort zu 

sprechen. Herzlichen Dank Herr Ministerpräsident Beck. 

Meine Damen und Herren, die Gemeinden und das Land stehen zwangsläufig und be-

dingt auch durch die Aufgabenstellung in einem engen Dialog. Natürlich gibt es auch 

unterschiedliche Positionen seitens des Landes, aber auch seitens der Kommunen. Ich 

darf Herrn Ministerpräsidenten Beck recht herzlich Dank sagen, dass wir trotz unter-

schiedlicher Positionen, aber auch Zwangsläufigkeiten, immer wieder ins Gespräch 

kommen, dass die Bereitschaft da ist, gemeinsam Probleme anzugehen und dass wir 

letztlich die Aufgabe haben, für die Bürgerinnen und Bürger in unserem Land, in unse-

ren Städten und Gemeinden Lösungen zu finden, um die Entwicklung zu fördern und 

das Wohl der Bürgerinnen und Bürger zu steigern. Dafür – für diese Bereitschaft und 

für den steten Dialog, den wir führen, mit der Landesregierung, mit dem Ministerpräsi-

denten und mit den Ministerien und dem Landtag, herzlichen Dank noch einmal, Herr 

Ministerpräsident. 
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Meine Damen und Herren, wir können in der Tagesordnung fortfahren und ich darf den 

Tagesordnungspunkt 3 aufrufen: „Änderung der Verfahrensordnung für Wahlen des 

Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz“. 

 

3. - Änderung der Verfahrensordnung für Wahlen des Gemeinde- und Städtebundes 

Rheinland-Pfalz 

Der Vorsitzende, Bm Ernst Walter Görisch: 

„Sie haben in Ihren Unterlagen die neue Verfahrensordnung erhalten. Diese neue Verfah-

rensordnung wurde vom Landesausschuss in der Sitzung im November des Jahres 2000 

einstimmig angenommen. Wir haben einmal den alten Rechtszustand dargestellt und zum 

anderen die beabsichtigte Änderung. Die Änderungen sind entsprechend gekennzeichnet. 

Ich frage Sie: Gibt es hierzu weiteren Erläuterungsbedarf? 

Das ist offensichtlich nicht der Fall, dann darf ich davon ausgehen, dass Sie mit dem Vor-

schlag einverstanden sind. Ich darf den Beschlussvorschlag zur Abstimmung bringen, wer 

der neuen Verfahrensordnung in der vorliegenden Fassung seine Zustimmung geben kann, 

den bitte ich um das Kartenzeichen. 

Ergibt sich hiergegen Widerspruch? 

Stimmenthaltungen? 

Dies ist nicht der Fall, somit ist einstimmig die neue Verfahrensordnung angenommen 

und wir kommen zum Tagesordnungspunkt 4 „Jahresrechnung 1999 und 2000“.  

 

4. - Jahresrechnungen 1999 und 2000 

a) Prüfungsberichte und 

b) Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Sie wissen, dass wir in der letzten Mitgliederversammlung eine Satzungsänderung in der 

Weise beschlossen haben, dass die Jahresabschlüsse zum Allgemeinen Haushalt (Haus-

halt 1) und zum wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (Haushalt 2) von Wirtschaftsprüfern ge-

prüft werden. Wir hatten in der letzten Vorstandssitzung nochmals mit den Wirtschaftsprüfern 

eine intensive Diskussion über die derzeitige Situation und über die Ergebnisse in den Prüf-
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berichten. Ich darf Herrn Bellefontaine von der Mittelrheinischen Treuhand in unserer Mitte 

recht herzlich begrüßen. Er wird jetzt in knapper Form die wesentlichsten Feststellungen 

vortragen. Herr Bellefontaine, Sie haben das Wort.“ 

Wirtschaftsprüfer Clemens Bellefontaine, Mittelrheinische Treuhand, Koblenz: 

„Dankeschön, Herr Vorsitzender Görisch. Meine Damen und Herren, ich habe heute zu be-

richten über die Ergebnisse der Prüfungen der Jahresrechnung des Haushaltes 1 für das 

Jahr 2000 sowie über Ergebnisse der Prüfungen des Jahresabschluss des Haushaltes 2 der 

Jahre 1999 und 2000. 

Der Prüfungsbericht für den Haushalt 1 für das Jahr 2000 wurde durch unsere Gesellschaft 

aufgestellt. Die Jahresabschlüsse für den Haushalt 2, also den wirtschaftlichen Geschäftsbe-

trieb, wurden durch den Wirtschaftsprüfer Dr. Klaus Höflich zu Mainz geprüft, da unsere Ge-

sellschaft die Jahresabschlüsse für das Jahr 1999 und für das Jahr 2000 aufgestellt hat. 

Wie Herr Görisch schon ausführte, hatten wir am 17.10.2001 eine ausführliche Bespre-

chung mit dem Vorstand, an dem als Vertreter von Herrn Dr. Höflich Herr Höfers teilnahm, 

aus unserem Hause Frau Kulla und ich selbst.  

Nun zum Ergebnis der Besprechungen: 

Jahresrechnung Haushalt 1: 

Der Haushaltsansatz betrug 4.103.000 DM. In den Ist-Einnahmen hat er sich verändert auf 

4.983.691 DM, das sind Mehreinnahmen von 880.691 DM. Die bemerkenswertesten Abwei-

chungen waren dabei auf der Einnahmenseite zunächst  

- keine Entnahme aus der allgemeinen Rücklage, die mit 150.000 DM ursprünglich vorge-

sehen war.  

- Zinsen und Entnahmen aus der ehemaligen Ruhegehaltsrücklage in Höhe von 

330.000 DM. Der Grund hierfür war eine außerordentliche Tilgung eines Darlehens. 

Durch erhebliche Verschiebungen in den Personalkostenerstattungen infolge von Neugrün-

dungen von Beteiligungsunternehmen und neuen Verrechnungserfordernissen veränderten 

sich die Personalkostenerstattungen um 323.000 DM und last but not least war der Über-

schuss des Haushaltsjahres 1999 mit 395.000 DM zu Buche geschlagen, so dass insgesamt 

letztlich eine Veränderung von 881.000 DM auf der Einnahmenseite zu verbuchen sind.  

Dem stehen gegenüber auf der Ausgabenseite auch durch Verrechnungen mit den Beteili-

gungsunternehmen Personalmehraufwendungen von 285.000 DM – ich hatte eben erklärt, 

wir hatten aber auch Mehreinnahmen von rd. 323.000 DM. Mehrausgaben sind getätigt wor-

den im Bereich der Projekte zur Förderung kommunaler Entwicklungen, insbesondere Euro-
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pa-Arbeit: rd. 122.000 DM und die Zuführungen zum Haushalt 2 – ich sagte es eben schon: 

Außerordentliche Darlehenstilgung in Höhe von 330.000 DM. Unter Berücksichtigung der 

Abwicklung der Vorjahre von 177.000 DM ist damit auch die Ausgabenseite um 881.000 DM 

höher und ausgeglichen. 

Ich kann als weiteres Ergebnis der Prüfung bescheinigen, dass die Buchführung und die 

Jahresrechnung nach unseren Prüfungen den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Rech-

nungslegung entsprechen.  

Soweit zum Haushalt 1 für das Jahr 2000. 

Zum Haushalt 2 (Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb): 

Meine Damen und Herren, die Bilanzsumme betrug 1999: 7.094 TDM, 

im Jahre 2000: 6.650 TDM, also etwa 450 TDM geringer. Die Umsatzerlöse allerdings sind 

von 2.688 TDM in 1999 auf 3.074 TDM in 2000 angewachsen, das sind 386 TDM mehr Um-

satzerlöse. Das, was auf den ersten Blick allerdings jetzt nicht gerade sehr schön aussieht 

ist, dass der Jahresfehlbetrag im Jahre 1999 1.529 TDM ausmachte, im Jahr 2000 582 TDM. 

Dazu die wesentlichen Ursachen: 

Meine Damen und Herren, in Vorjahren war eine Beteiligung an der ttt, die bis dato im Haus-

halt 1 geführt wurde, dem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zugeordnet worden. Dies sind 

600 TDM gewesen. Im Jahre 1999 sind darüber hinaus Aufwendungen für GStB-

Infosysteme, insbesondere Aufbau des Internetverfahrens „kosDirekt“ in Höhe von 950 TDM 

angefallen, die im laufenden Geschäftsjahr in voller Höhe als Aufwand verbucht wurden. 

Dies aus dem Grunde, weil man heutzutage bei derartigen Entwicklungen nicht weiß, ob auf 

Dauer ein Vermögensgegenstand geschaffen ist. Deshalb hat man sich zu einer konservati-

ven Bilanzpolitik entschieden und hat den gesamten Aufwand unverzüglich in dem Jahr als 

Ergebnisminderung belastet, was in den Folgejahren durch den Verkauf der Lizenzen wiede-

rum zu Einnahmen führen wird, aber hier ist eine bewusst konservative Bilanzpolitik betrie-

ben worden.  

Sie kennen ja alle die Probleme am neuen Markt. Das Jahr 1999 ist darüber hinaus belastet 

durch eine weitere konservative Bilanzpolitik. Es gab ein Darlehen, das 1997 als zinsloses 

Darlehen aus dem Ausgleichsstock in Höhe von 500 TDM gewährt wurde. Dieses Darlehen 

wurde weitergereicht an Orgasoft. Die Kaufleute würden dann die 500 TDM nicht als Förde-

rung einbuchen, sondern abgezinst, weil das Darlehen zinslos ist (Abzinsung auf Barwert: 

156 TDM). Das hat insgesamt also das Jahresergebnis 1999 belastet. Also im Ergebnis: Der 

wesentliche Verlust 1999 resultiert aus den Aufwendungen des Programms kosDirekt und 

aus der Abzinsung des Darlehens. 
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Das Jahr 2000 sieht schon erfreulicher aus. Mit einem Jahresfehlbetrag zwar immer noch 

von 582 TDM, aber hier ist im Wesentlichen zu berücksichtigen, dass der Anteil an der ttt im 

Jahre 2000 für 1,-- DM veräußert wurde. Das hat zu Sonderabschreibungen von 599.999 DM 

geführt und das ist nahezu der Fehlbetrag des laufenden Geschäftsjahres.  

Im Übrigen kann ich Ihnen nur versichern, dass die in den Vorjahren erfolgte aufwandsmäßi-

ge Behandlung der Kosten für „kosDirekt“ im Jahre 2000 zu Einnahmeüberschüssen geführt 

hatte. Es sind Erlöse von 750 TDM gegenüber 314 TDM Aufwand entstanden, so dass wir 

also davon ausgehen können, dass die Fehlbeträge, die im Vorjahr dadurch berücksichtigt 

wurden, sich in den nächsten Jahren durch Ergebnisverbesserungen wieder ausgleichen 

werden. 

Zusammenfassend zu meinen Berichten darf ich auch im Namen der Rechnungsprüfer mit-

teilen, dass bei der Prüfung der Jahresabschlüsse neben einer sachgerechten Buchführung 

auch eine wirtschaftliche Verwendung der Mittel nachgewiesen wurde, weshalb wir den An-

trag gemäß § 13 Nr. 4 der Satzung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz stel-

len, dem Vorstand und der Geschäftsführung hinsichtlich des Haushaltsplanes 2000 Ent-

lastung zu erteilen und darüber hinaus die Jahresabschlüsse zum 31.12.1999 und 

31.12.2000, die durch den Wirtschaftsprüfer Dr. Klaus Höflich in Mainz geprüft und mit dem 

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen wurden, zu beschließen. 

Der Antrag lautet dann: Die Jahresabschlüsse zum 31. Dezember 1999 und 31. Dezember 

2000 werden in der durch den Abschlussprüfer testierten Form festgestellt, die Jahresfehlbe-

träge werden jeweils auf neue Rechnung vorgetragen. Gemäß § 13 Nr. 4 der Satzung des 

Gemeinde- und Städtebundes stellen die Rechnungsprüfer den Antrag, dem Vorstand und 

der Geschäftsführung für die Jahre 1999 und 2000 auch für den Haushalt 2 Entlastung zu 

erteilen. Schönen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Wenn Fragen bestehen, haben Sie nun die Möglichkeit, die Fragen an Herrn Bellefontaine 

zu richten. 

Das ist nicht der Fall. Herr Bellefontaine, dann darf ich Sie bitten, abstimmen zu lassen.“ 

Wirtschaftsprüfer Bellefontaine: 

„Meine Damen und Herren, wer ist für den Antrag zur Entlastung im Haushalt 1 (Jahr. 2000)? 

Ich bitte um Handzeichen. Wer ist gegen die Entlastung? Es ist keiner. Wer enthält sich? 

Drei Enthaltungen (Verbandsdirektor und zwei weitere Vorstandsmitglieder). Damit ist die 

Entlastung einstimmig angenommen. 
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Meine Damen und Herren, nun zur Abstimmung über die Feststellung der Jahresabschlüs-

se 1999 und 2000 für den Haushalt 2, also ‚Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe‘. Wer ist für die 

Entlastung, ich bitte um Handzeichen? Wer ist gegen die Entlastung? Es ist keiner. Wer ent-

hält sich? Eine Stimme, wenn ich das richtig sehe. Eine Enthaltung (Verbandsdirektor). Auch 

dieser Beschluss ist einstimmig angenommen. Schönen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Meine Damen und Herren, ich darf mich für diesen Beschluss im Namen des Vorstandes 

recht herzlich bedanken. Ich darf mich aber auch bedanken bei Herrn Bellefontaine für sei-

nen Vortrag und ich darf damit den Tagesordnungspunkt 4 abschließen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf und darf unseren Ministerpräsidenten um seine Re-

de bitten.“ 

 

5. – Innovationen für Rheinland-Pfalz und seine Kommunen - Schwerpunkte 

der Landespolitik für die 14. Legislaturperiode des Landtags Rheinland-Pfalz 

2001 - 2006 

Ministerpräsident Kurt Beck: 

„Sehr geehrte Herren Vorsitzenden, verehrter Herr Bürgermeister Görisch, sehr geehrter 

Herr Bürgermeister Seefeldt, werter Hauptgeschäftsführer, sehr geehrte Frau Vizepräsiden-

tin des Landtages, liebe Kolleginnen und Kollegen aus dem rheinland-pfälzischen Landtag, 

verehrte Frau Oberbürgermeisterin, meine sehr geehrten Damen und Herren Bürgermeiste-

rinnen und Bürgermeister, Beigeordnete und Mitglieder der Räte aus unserem Land Rhein-

land-Pfalz 

Zunächst einmal möchte ich Ihnen sehr herzlich danken für die Gelegenheit, zu Beginn der 

14. Legislaturperiode des rheinland-pfälzischen Landtages bei Ihnen zu sein und einer guten 

Gepflogenheit folgend Entwicklungen der kommenden Jahre aus der Sicht der Landesregie-

rung ansprechen zu dürfen. Dies natürlich verbunden mit der Bitte und der Erwartung, dass 

wir gemeinsam – wie dies auch in der Vergangenheit der Fall gewesen ist – alles tun, um 

das Land Rheinland-Pfalz so zu positionieren, dass es nicht nur im Reigen der deutschen 

Länder, sondern auch im Reigen der europäischen Regionen den Platz einnehmen kann, 

den wir uns für unsere Bürgerinnen und Bürger wünschen und für den wir auch zu arbeiten 

und entsprechende Anstrengungen zu unternehmen haben. Es ist mir auch ein Anliegen, 

Ihnen, verehrte Damen und Herren, herzlich zu danken für gutes Zusammenwirken, und sehr 

herzlich zu danken für die Arbeit, die Sie an der Basis machen, also dort, wo die Zusam-

menarbeit mit den Bürgerinnen und Bürgern eine unmittelbare ist, und damit die entschei-
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denden Grundlagen dafür immer wieder neu schaffen, dass unser demokratisches Gemein-

wesen lebendig ist und dass es keine Kluft zwischen den Bürgerinnen und Bürgern und den 

politischen Entscheidungsträgern gibt. 

Wenn wir dieses begonnene Jahrzehnt, Jahrhundert, es ist ja sogar ein begonnenes Jahr-

tausend, betrachten, dann kommt es sicher darauf an, dass die abgeschlossene Nach-

kriegsphase 12 Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung sicher so eingeordnet werden 

darf, dass wir diese abgeschlossene Phase nun überleiten in eine Phase, in der wir die inter-

nationale Zusammenarbeit, insbesondere die Integration und die Erweiterung in Europa im 

Auge haben müssen. Das wiederum bedeutet, dass wir noch stärker als bisher nicht nur die 

Kompetenzen neu zuordnen müssen zwischen der europäischen, der nationalen, der regi-

onalen der kommunalen Verantwortungsebene, sondern auch, dass wir uns dazu bekennen, 

dass diese Internationalität irreversibel ist, also wir - die Bürgerinnen und Bürger - uns darauf 

einzustellen haben. Darüber hinaus sind wir am 11. September 2001 daran erinnert worden, 

dass bei all den Hoffnungen und Erwartungen, die wir nicht aufgeben wollen, uns in eine 

friedliche Zukunft hineinzuentwickeln, dennoch immer wieder um die freiheitlichen, die de-

mokratischen Rechte, die wir nun seit 50 Jahren in Deutschland unser eigen nennen dürfen -

 für ganz Deutschland gilt dies, wie gesagt, seit 12 Jahren -, dass wir für diese Rechte, für 

diese Spielräume immer wieder neu eintreten müssen und das fordert uns in unserem per-

sönlichen Verhalten, in der Bereitschaft, das einE oder andere mitzutragen an Kontrollen, an 

neuen Regelungen, was wir noch bis vor wenigen Monaten für nicht notwendig und auch 

nicht für akzeptabel erachtet hätten. Aber diese Herausforderungen berühren uns auch fi-

nanziell und materiell unmittelbar. Also: Das Thema „Innere Sicherheit“, das Thema „Siche-

rung unserer demokratischen Rechte“ steht auf der Tagesordnung ganz oben an. 

Meine sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube, mit dieser ist ein drittes Stichwort anzu-

sprechen, nämlich die Entwicklung in eine Gesellschaft hinein, in der die Bürgerinnen und 

Bürger noch stärker als dies bisher der Fall ist, in Entscheidungsprozesse, aber auch 

in Verantwortungsprozesse einbezogen werden sollten. Ich bin davon überzeugt, dass wir 

die Werte der Demokratie und der Freiheit der Generation unserer Enkel nur dann glaubwür-

dig vermitteln können, wenn wir sie nicht allein aus der furchtbaren Erfahrung der Nazi-

Diktatur oder aus der schrecklichen Erfahrung der SED-Diktatur erklären, sondern wenn wir 

den jungen Menschen Felder bieten, mitzuarbeiten, mitzugestalten in der Gesellschaft und 

dieses Gemeinwesen als ihre Aufgabe und als etwas, was es zu verteidigen lohnt, darstellen 

können. Deshalb ist das Stichwort „Bürgergesellschaft“ für meine Begriffe eines der zentra-

len, um auch gegen Angriffe gewappnet zu sein, weil die innere Stabilität einer Gesellschaft 

die Grundvoraussetzung ist, um Angriffen, welcher Art auch immer, erfolgreich begegnen zu 

können. 



- 23 - 

.../  

 

Meine Damen und Herren, wenn man sich solche Ziele steckt, dann weiß man, dass bisheri-

ge Aufgaben deswegen natürlich nicht kleiner geschrieben werden können. Man weiß, wenn 

man sich öffnet, noch stärker öffnet für den europäischen Wettbewerb, dass dies auch an 

unsere Wirtschaft, an unserem Arbeitsmarkt nicht vorbeigehen wird. Also müssen wir die 

Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft nach wie vor im Auge behalten und es geht da-

rüber hinaus auch darum, dass wir die bisherigen Veränderungen, die wir beispielsweise mit 

einem Konversionsprogramm aufgenommen haben, nicht für beendet erklären können in 

einer Zeit, in der es immer noch viele ehemalige militärische Einrichtungen gibt, die noch 

einer zivilen Nutzung harren oder die mitten im Umgestaltungsprozess sind. Die Änderungen 

innerhalb der Bundeswehr haben uns neue zusätzliche Konversionsherausforderungen 

gebracht. Auch diese Aufgabe werden wir nicht aus dem Auge verlieren, sondern sie weiter-

hin gestaltend mit Ihnen gemeinsam angehen. 

Solche Ziele zu setzen ist natürlich nur dann real, wenn hier diese Zielsetzungen auch 

heruntergebrochen werden in konkretes politisches Handeln. Wenn man Internationalität 

sagt, dann heißt dies für meine Begriffe, dass man vor allen Dingen, wenn man junge Men-

schen vorbereiten will, in den Bereich der Bildung und Ausbildung zu investieren hat. Aus 

dieser Überzeugung heraus haben wir uns vorgenommen, mit Ihnen gemeinsam als Schul-

träger die Ganztagsschule als Angebot flächendeckend in unserem Land Rheinland-Pfalz 

zu installieren. Es gibt eine Untersuchung der deutschen Wirtschaft, die davon ausgeht, dass 

etwa 20 % der Schulen als solche Angebote gestaltet werden sollten, um dem Bedarf, wie er 

heute erkannt wird, gerecht zu werden. Ich muss sagen, die Reaktionen aus Ihrer Mitte, die 

Reaktionen der Schulen, der Schulträger, der Elternschaft, der Lehrerschaft auf dem ersten 

Schritt, den wir zum nächsten Schuljahr gehen werden zeigt uns, dass dies eher vorsichtig 

gerechnet ist: Wir haben rd. 180 Anmeldungen für den ersten Schritt, für die ersten rd. 

75 Schulen, die wir in dieses Ganztagsangebot überführen wollen. Ich glaube, dies ist ein 

wichtiger Schritt, denn er ermöglicht zum einen die Förderung von jungen Menschen, welche 

vom Elternhaus nicht in der zweiten Fremdsprache, nicht in jedem Gebiet der Telekommuni-

kation gefördert werden können. Und es geht sicher auch darum, dass Fähigkeiten, die mit-

gebracht werden – beispielsweise von nicht-deutschen Schülerinnen und Schülern – mit ih-

rer Muttersprache erhalten bleiben, oder dass die Aussiedlerinnen und Aussiedler, die zu 

uns kommen, eben auch insoweit gefördert werden, dass sie hier mithalten können, was die 

deutsche Sprache angeht und das Erlernen eines Berufes. Dass sie umgekehrt aber auch 

nicht ihre bisherige Sprache verlieren sollten, weil dies wiederum ein Vorteil ist, der sich ins-

gesamt auswirkt. Ich möchte das nicht zu weit ausdehnen, sondern nur dieses eine Beispiel 

nennen. Ich möchte damit deutlich machen, dass es im Vordergrund um ein Bildungsange-

bot und nicht um ein Betreuungsangebot geht, wenngleich der Betreuungscharakter natürlich 

vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Herausforderungen, einer veränderten Alterszusam-
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mensetzung unserer Gesellschaft, auch hohe Bedeutung hat. Wir werden unsere Stellung, 

unsere Spitzenstellung in der Welt – was unsere Wirtschaft angeht – und unsere Konkur-

renzfähigkeit nur erhalten können, wenn wir die Fähigkeiten gut ausgebildeter Frauen 

nicht dadurch teilweise ausschließen aus der wirtschaftlichen Verwertbarkeit, dass wir sie 

ständig vor die Alternative stellen: Doppel- und Dreifachbelastung und Beruf oder eben Beruf 

oder Familie. Wir wollen jede Entscheidung respektieren, die eine junge Familie für sich trifft. 

Das ist der Weg und ich glaube, es ist ein richtiger, und ich sage noch einmal, dass ich 

dankbar bin, dass Sie als Schulträger diesen Weg mit gehen. 

Natürlich muss über diesen Ansatz hinaus weiter daran gearbeitet werden und ich bin unse-

rer Wirtschaft sehr dankbar, dass dies auch gemeinschaftlich läuft. Wir müssen daran arbei-

ten, dass alle jungen Menschen – wie es im Herbst diesen Jahres gelungen ist – einen Aus-

bildungsplatz bekommen, wenn sie im dualen System eine berufliche Bildung anstreben. 

Wir haben erstmals wieder seit vielen Jahren mehr freie Ausbildungsplätze als Ausbildungs-

platzsuchende und es ist gut so, dass wir ausreichend Ausbildungsplätze haben, weil schon 

an vielen Stellen ein Facharbeitermangel sichtbar ist - übrigens auch in bestimmten Berei-

chen der öffentlichen Verwaltung und des öffentlichen Dienstes. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Bereich Bildung und Ausbildung ist ein zentra-

ler Bereich, aber natürlich gehört, um uns wirtschaftlich so zu positionieren, dass wir diesen 

internationalen Wettbewerb erfolgreich bestehen, noch mehr dazu. Es gehört beispielsweise 

dazu, dass wir unsere Infrastruktur weiterentwickeln. Es ist deshalb kein Zufall, sondern 

eine Schwerpunktbildung, die notwendig ist, dass wir eine zusätzliche „Mobilitätsmilliarde“ 

in den kommenden Jahren in unseren Haushalten umsetzen wollen, um das Land anzubin-

den an die internationalen Bahn- und Straßenverbindungen und um darüber hinaus dafür zu 

sorgen, dass die Teilregionen unseres Landes noch nicht optimal erschlossen sind, eben 

verbessert eingebunden werden in dieses europäische Straßen- und Bahnnetz. 

Dass parallel dazu die Einbindung in die Telekommunikationsstrukturen vorangetrieben 

werden muss, sage ich nicht nur am Rande. Hier wird es einige schwierige politische Ausei-

nandersetzungen geben mit privaten Firmen, internationalen Firmen, die Kabelbesitzer sind 

und die uns gegenüber teilweise Vorstellungen präsentieren, die mit Wettbewerb gar nichts 

und mit Monopol viel zu tun haben. Insoweit müssen wir aufpassen, dass wir nicht zwischen-

zeitlich erreichte Übereinkünfte über bestimmte technische Standards – ich rede jetzt vom 

MHP-Standard, für diejenigen, die sich öfter damit auseinandersetzen – wieder zurück-

schrauben aus der Interessenlage einzelner Unternehmen, um gegeneinander konkurrieren 

und sich gegeneinander stärker abgrenzen zu können. Auch dort wird die Kraft gefordert 

sein, auch dort werden unsere gemeinsamen Anstrengungen notwendig sein. 
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Wenn ich formuliert habe, dass wir darüber hinaus eines der zentralen Ziele mit der Über-

schrift „Bürgergesellschaft“ versehen, dann heißt dies natürlich nicht nur, das eine oder an-

dere an Neuem zu probieren, beispielsweise Experimentierklauseln zu schaffen, die es er-

möglichen, dass eine projektbezogene Mitarbeit von Bürgerinnen und Bürgern und 

Gruppen stärker in unser gesellschaftliches, in unser kommunales Geschehen einge-

bunden werden kann. Das heißt für meine Begriffe auch, dass wir sicherzustellen haben, 

dass die kommunale Selbstverwaltung auch in der Zukunft ein unverzichtbarer Teil unseres 

staatlichen Gemeinwesens bleibt. Hier wird der erste Ansatz sein müssen, dass wir uns da-

rum bemühen, im sog. Nach-Nizza-Prozess einen Weg zu finden, bei dem die europäische 

Entwicklung klar geprägt ist von einer Kompetenzabgrenzung und einer klaren Kompe-

tenzzuständigkeit der europäischen Ebene, dass wir bestimmte Bereiche auf der nationa-

len - was dann in Deutschland unter föderalistischen Gesichtspunkten heißen muss auch der 

regionalen Ebene - klar zuordnen. Dies muss in logischer Konsequenz auch bedeuten, dass 

die kommunale Verantwortung auf der europäischen Ebene in einer solchen verfassungs-

ähnlichen Abgrenzungsregelung mit enthalten sein muss und dass wir unsererseits dann auf 

den weiteren Ebenen, gerade auch seitens des Landes, diese kommunale Selbstverwal-

tung großschreiben. Ich bin mir bewusst, dass Sie jetzt natürlich auch an die finanzielle Sei-

te des Ganzen denken, ich komme später darauf zurück. Aber es wird auch darum gehen, 

dass wir klare Zuständigkeitsabgrenzungen auf der europäischen Ebene erstreiten und das 

ist keine Selbstverständlichkeit, es ist eine Auseinandersetzung, die derzeit läuft, die in ei-

nem Konvent zusammengepasst werden soll auf europäischer Ebene, um die wir uns sehr 

mitzubemühen haben, da dies nicht überall so läuft und so organisiert ist wie bei uns in 

Deutschland. 

Meine Damen und Herren, insoweit haben wir also um die kommunale Entscheidungsebene 

zu ringen. Dies gilt auch für die Frage, wie wir denn die ein oder andere Aufgabe miteinander 

gestalten. Ich will gerne die Anregung aufnehmen, dass wir darüber reden und auch zu ent-

scheiden bereit sind, die Dichte der Regelungen, die wir vorgeben, stärker in die kommu-

nale Kompetenz überzuleiten. Es müssen sicher nicht alle Standards so bleiben, wie sie 

jetzt sind. Dies kann auf kommunaler Ebene überprüft werden. Ich mache dabei deutlich, 

dass ich - um die Aufgabe nicht wieder in eine tiefe gesellschaftliche öffentliche Diskussion 

zu führen – den Bereich der Kindertagesstätten gerne ausgrenzen möchte, da ich nicht glau-

be, dass es uns allen gut tut, wenn wir wieder an dieser Stelle heftige Auseinandersetzungen 

provozieren. Wir haben aber sehr sehr viele Felder, die geöffnet werden können und ich sa-

ge noch einmal ausdrücklich: Wir sind bereit eine entsprechende gesetzliche Grundlage zu 

schaffen, um Spielräume der kommunalen Räte und der kommunalen Verantwortung insge-

samt zu erhöhen. Zu dieser Bereitschaft gehört auch, eine Lösung anzubieten, die es den 

Kommunen erleichtert, diese sogenannte Bugwellenproblematik in der Haushaltsgebung 
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zu reduzieren und abzubauen. Es gab bereits 1982 eine ähnliche Regelung, wie wir sie uns 

vorstellen. Eine Regelungsmöglichkeit die bedeutet, dass Investitionen, die nicht mit Krediten 

finanziert wurden, im Nachhinein wie kreditfinanzierte veranschlagt werden können, so dass 

wir aus den Verwaltungshaushalten diese Bugwelle herausbekommen und sie über normale 

Kreditaufnahme finanzieren können. Ich glaube, dass dies in erheblichem Maße Luft schafft. 

Ich bin, meine Damen und Herren, bei der Finanzfrage. Gerade als ich hereingekommen bin 

habe ich noch mitgehört, dass die mir wohl bekannten Argumente hier vorgetragen worden 

sind. Ich will überhaupt nicht in Abrede stellen, dass wir in einer Zeit leben, in der wir neben 

den Anspannungen die wir immer haben, neben einer Steuerreform, die auf der Einnahme-

seite ein erhebliches Ausmaß an Mindereinnahmen bedeutet, durch aktuelle Veränderungen 

noch zusätzliche Herausforderungen zu bewältigen. In dieser Woche wird die November-

Steuerschätzung kommen, dann werden wir mehr wissen. Ich will gar nichts schön reden 

und ich will auch anerkennen, dass sich viele kommunal Verantwortliche in einem herausra-

gendem Maße bemüht haben, das an Anstrengungen auch umzusetzen, was vor Ort mög-

lich ist, um die Haushalte auf die Reihe zu bringen. Ich möchte allerdings auch sagen dürfen, 

meine Damen und Herren, dass wir seitens des Landes die gleich großen Anstrengungen 

unternommen haben und darüber hinaus uns von all dem, was einmal an Vermögensbesitz 

da war, getrennt haben. Ich sage dies auch der einen oder anderen größeren Kommune, die 

jetzt heute hier nicht vertreten ist, von der ich in öffentlichen Verlautbarungen lese, man den-

ke gar nicht daran, sein Tafelsilber jetzt auf die Waagschale zu legen. Das ist eine Entschei-

dung, die man vor Ort treffen kann und ich habe sie nicht öffentlich zu kritisieren. Ich muss 

sie nur mitbedenken, wenn ich über die Gleichgewichtigkeit der Entwicklung der staatli-

chen und der kommunalen Ebene hinsichtlich der Finanzverteilung rede. Ich halte den 

Weg der Privatisierung bestimmter Bereiche, wie wir dies im Land getan haben, für verant-

wortbar, weil es etwas zu tun hat mit dem Abschluss der Auf- und Ausbauphase in unserer 

Gesellschaft, die wir in den letzten 50 Jahren hatten. Man muss ja immer fragen, warum ist 

denn die ein oder andere Aufgabe in staatlicher bzw. in kommunaler Hand gemacht worden? 

Weil man sagte, wir müssen zunächst einmal Grundbedingungen schaffen, welche die Ent-

wicklung unserer Gesellschaft sicherstellen können. Diese Phase ist weitestgehend beendet. 

Nicht in allen Bereichen gibt es Bereiche, die gar nicht mit positiven Zahlen hinzukriegen 

sind, da wird man das eine oder andere immer tun müssen, aber Beteiligungen an Unter-

nehmen der einen oder anderen Art und Weise sind sicher heute nicht mehr so zu begrün-

den, wie sie vor 40, 50 Jahren gut begründet worden sind. Insoweit denke ich, müssen wir, 

was diese Seite angeht, vergleichbare Bedingungen unterstellen, ob sie nun gegeben sind 

oder nicht, aus kommunaler Selbstverantwortung, wenn wir über die finanzielle Verteilung 

reden. Auch bei der Betrachtung „Wie hoch ist unser Kommunalisierungsgrad in Rheinland-

Pfalz im Vergleich zu anderen Ländern? Wie hoch ist der Finanzanteil? Welche Steuern sind 



- 27 - 

.../  

 

im Steuerverbund bei uns im Vergleich zu anderen Ländern?“ muss man bedenken, muss 

man versuchen, es in ein Lot zu bringen, dass dies in Zeiten real schrumpfender Haushalte 

nicht bedeuten kann, dass wir alle am Ende mehr haben. Ich sehe, das möchte ich auch 

deutlich sagen, dass eine diesbezüglich angemessene Beteiligung der kommunalen 

Ebene an den Konsolidierungsbemühungen notwendig ist. Wir reden von 63 Mio. €uro im 

Jahr 2002 und 2003 und wir reden auch davon, dass dies einhergeht mit einer Operation, die 

im Bereich der Grunderwerbsteuern eine Veränderung bringt, die uns damit angleicht an die 

Situation der anderen Länder. Aber wir reden auch davon, meine sehr geehrten Damen und 

Herren, dass wir den Verbundsatz um einen Dreiviertelpunkt erhöhen und dass wir –

 schauen Sie nach Baden-Württemberg und in andere Länder, die jetzt auch Haushaltsbera-

tungen führen – damit Anstiege der Verbundmasse zu verzeichnen haben. Ich sehe keinen 

realen Weg, daran wirklich vorbeizukommen und wir haben uns eine solche Operation nicht 

leicht gemacht. 

Wir müssen in diesem Zusammenhang auch sehen, dass der Landeshaushalt im Jahr 2002 

nach unserem Vorschlag um 0,9 % wachsen soll. Ich sehe nichts, wo da noch Zusätzliches 

gehen kann, zumal ich es für unverzichtbar halte, dass wir den Investitionsteil hochhalten. 

Ich sehe nicht, dass wir richtig handeln würden, wenn wir nicht die entsprechenden Mittel 

für Investitionen hoch veranschlagen würden, weil wir uns ansonsten prozyklisch verhalten 

würden in einer Situation, in der wir nicht die finanzielle Kraft haben, um uns echt antizyklisch 

zu erhalten, also Aufgabenprogramme zu fahren. Ich glaube auch nicht dass dies sinnvoll 

wäre, weil ich nicht sehe, wie man sie platzieren könnte, so dass sie wirklich am Arbeits-

markt und am Wirtschaftsgeschehen Wirkung entfalten würden. Aber wir verhalten uns auch 

nicht prozyklisch, sondern wir halten die hohe Investitionsquote und ich denke, dies ist 

nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Situation der für Rheinland-Pfalz nicht unbedeutenden 

Bauwirtschaft, ich denke insbesondere auch an den Norden unseres Landes, eine bewusste 

politische Entscheidung. Bei hoher Investitionsquote ist es für Sie alle auch als erfahrene 

Haushälter nachvollziehbar, dass man, wenn man parallel dazu noch einen Personalhaus-

halt hat, der bei 41 % des Gesamthaushaltsvolumens liegt, natürlich von einem schrumpfen-

den Haushalt sprechen muss, sonst ist eine Marge von 0,9 % nicht erreichbar. Sie wissen, 

dass ich das Ziel vorgegeben, im Kernhaushalt zum Jahr 2006 eine „schwarze Null“ zu 

schreiben, was die Netto-Kreditaufnahme angeht. Aber die Operationen, über die ich jetzt 

rede, haben damit nichts zu tun, sondern sie haben nur damit zu tun, dass wir innerhalb der 

Margen der Verfassung bleiben, also dieser Balance zwischen Netto-Kreditaufnahme und 

investivem Verhalten des staatlichen Haushaltes. Dies geht zentral zurück auf die Steuerre-

form. 
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Ich möchte allen raten, die in dieser Zeit beraten und bei allen möglichen politischen Begeg-

nungen beschließen, dass die Steuerreformschritte 2003 und 2004 vorgezogen werden sol-

len, einmal nachzurechnen. Da sind wir dann in Größenordnungen, die Steuerausfälle zu-

sätzlich bedeuten von 1,2 bis 1,3 Milliarden  DM. Sie können für Ihre Haushalte ja schnell 

kalkulieren, dass dies nicht nur den Anteil von dann 21 % im Steuerverbund betrifft, sondern 

auch die Anteile an der Einkommensteuer etc., die unmittelbare kommunale Anteile sind, es 

sich also sehr schnell in einer Größenordnung von über einer halben Milliarde Mark zusätzli-

cher Einnahmeausfälle bewegt. Das möchte ich allen sagen, die mir Briefe schreiben, dass 

das mit den 63 Millionen nicht mehr zu verkraften ist. Ich nehme dies sehr ernst. Ich will gar 

nicht drumherum reden, aber dass man auf der anderen Seite bei der nächsten politischen 

Begegnung öffentlich fordert, dass man zusätzlich noch einmal auf eine halben Milliarde ver-

zichten soll, passt dazu überhaupt nicht. Wie das zusammengeht, hat mir noch niemand er-

klärt. Ich möchte es deshalb so offen hier ansprechen, denn einerseits die Forderung zu stel-

len und auf der anderen Seite dann solche Briefe zu schreiben, scheint mir nicht in der glei-

chen Formel unterbringbar zu sein. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, dass wir mit diesen Ansätzen alles in allem ein Maß 

gewählt haben, das verantwortbar ist und das uns am Ende dieses Prozesses zu einer Situa-

tion führt, in der wir von einer gemeinsamen Erholung der staatlichen und kommunalen 

Haushalte reden können. 

Ich weise noch einmal auf die gleitenden Ansätze hin, die auch durch einen Punkt weiter 

fortgeführt werden sollen, den ich auch ansprechen möchte: Wir haben uns vorgenommen, 

in einer Enquete-Kommission über entscheidende Fragen der Weiterentwicklung der 

Stadt-Umland-Beziehungen und der entsprechenden Interessenskonflikte miteinander zu 

reden. Das scheint mir ein wichtiger Ansatz zu sein. Zu aktuellen Diskussionen um eine 

Neugliederung der kommunalen Ebenen möchte ich von meiner Seite aus sagen, dass in 

der Koalitionsvereinbarung der Sozialdemokraten und der Liberalen eindeutig steht, dass 

eine kommunale Neuordnung, außer dort wo sie gewünscht wird, in dieser Legislaturperi-

ode nicht ansteht. Ich glaube auch nicht, dass das der Stein des Weisen ist. Erstens einmal 

möchte ich ein leidenschaftliches Bekenntnis zur Ortsgemeinde mit den Rechten und der 

Ausgestaltung wie es jetzt ist, ablegen. Nicht nur, weil ich selber Ortsbürgermeister war, 

sondern weil ich es im Gedanken der Bürgergesellschaft für ein Gebot halte, diese starke 

Position der Ortsgemeinden beizubehalten und auch die entsprechende Ausgestaltung mit 

eigenem Heberecht, mit eigenem Haushaltsrecht etc. Das schafft Kräfte und setzt auch bür-

gerliches Mitmachen frei, wie wir es in anderen Verwaltungsstrukturen so nicht freisetzen 

können. Insoweit glaube ich, ist das vernünftig. Wenn das vernünftig ist, ist auch die Ver-

bandsgemeindeorganisation eine vernünftige Organisation, weil man bestimmte Aufga-
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ben eben verwaltungsmäßig zusammenfassen und organisieren muss. Wenn irgendwo zwei 

Gemeinden sagen, wir grenzen das neu ab und sie sind sich einig, dann kann man immer 

darüber reden, aber ich halte es nicht für sinnvoll, über Strukturen zu reden, wenn ich nicht 

erkennen kann, was denn Strukturveränderungen wirklich bringen. Mir muss immer noch –

 auch wenn man über Landkreisebenen und die Abgrenzung zwischen Städten und Land-

kreisen redet – jemand erklären, wie man denn beispielsweise in der Eifel eine Abgrenzung 

schaffen könnte, die für die Menschen in halbwegs erreichbarer Entfernung die notwendigen 

Angebote, das notwendige Eingebundensein, organisiert und gleichzeitig die so viel gelobten 

Synergieeffekte dann erzielt, nämlich dass man Verwaltungen zusammenlegen kann. Wenn 

ich das erklärt bekomme bin ich bereit, über alles zu reden. Es ist nie so, dass man sagt, 

man darf darüber nicht nachdenken. Über alles darf man nachdenken, muss es sogar, aber 

ich glaube, man muss auch diesen Nachdenkprozess so führen, dass nicht am Ende mehr 

auseinandergetrieben ist, als zusammengeführt worden ist. Gerne würde ich an dem Gedan-

ken und an der Überzeugung festhalten, dass es unsere, speziell auch meine Aufgabe ist, 

zusammenzuführen, stärken, herauszuarbeiten und Schwächen sicher zu eliminieren, wo sie 

erkannt werden, aber nicht die eine Schwäche zu eliminieren und dafür sich eine noch grö-

ßere an einer anderen - vielleicht übergeordneten Stelle -, was unser politisches Gefüge an-

geht, einzuhandeln. 

An einem weiteren Thema möchte ich natürlich auch nicht vorbeigehen. Ich bekomme lei-

denschaftliche Briefe von einigen, die auch hier im Saal sind, und leidenschaftliche Gegen-

briefe von einigen, die auch hier im Saal sind, zu der Frage, wie es denn wäre mit der 

Hauptamtlichkeit von Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern in Gemeinden mit 

5.000 Einwohnern aufwärts. 

Sie wissen, das ist für die Partei, die mich in den Landtag geschickt hat, und für die derzeiti-

ge Koalition kein Problem gewesen. Wir haben bereits in der vorletzten Legislaturperiode im 

Landtag über diese Fragen gesprochen, entlang einer Verfassungsänderung, die dann auch 

gemacht wurde. Die Kollegen der Union waren anderer Auffassung in dieser Frage, was ich 

respektiere. In einer solchen Frage hat niemand die alleinige Weisheit auf seiner Seite. Wir 

fühlen uns im Wort, denn wir haben damals die Verfassungsänderung gemacht und einige 

andere inhaltliche Fragen miteinander besprochen und am Ende einen gemeinsamen Kom-

promiss gefunden. In Absprache auch mit meinem Kollegen Bauckhage haben wir uns vor-

genommen, mit der Union und mit der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen über diese Frage zu 

reden und sehen, ob wir eine ausreichend breite Basis für eine Veränderung haben werden. 

Es ist ein Gebot des Anstands, wenn man einmal eine Verfassungsänderung mit Mehrheit 

bekommen hat, dass man dies nicht bei der nächsten Legislaturperiode mit einfacher Mehr-

heit – was rechtlich ginge – schlicht und einfach wieder verändert. Wir werden sehen, wie 
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das Ganze ist. Sie können davon ausgehen, dass wir natürlich auch Ihre heutigen Beschlüs-

se dabei sorgfältig bedenken werden. 

Mein sehr geehrten Damen und Herren, ich habe einige Themen angesprochen. Nicht mit 

dem Anspruch, dass dies jetzt ein vollständiger Katalog ist oder die Wiederholung der Regie-

rungserklärung vom Mai 2001 darstellen sollte. Ich wollte bewusst auch die Themen anspre-

chen, die aktuell diskutiert werden und von denen ich weiß, dass man in der Aufstellung ei-

nes Haushaltes in einem solchen Kreis, wo jeder und jede von Ihnen eigene Verantwortung 

hat, dafür nicht rauschenden Beifall bekommt. Ich glaube aber, dass deutlich werden konnte, 

dass wir auch in dieser schwierigen Zeit, in der schwierigen Phase der internationalen, der 

nationalen Entwicklungen, die auf uns Auswirkungen haben, versuchen werden, den An-

spruch zu gestalten und uns auf die Zukunft vorzubereiten, eher verstärken. Denn wenn 

wir uns den gestalterischen Anspruch kaputtmachen ließen durch verbrecherischen Terror, 

dann wären wir sehr schnell Spielball von Kräften, die uns ihren Willen und ihre Verhaltens-

weise aufzwingen könnten. Es geht sicher auch darum, dass wir auf der anderen Seite das 

Menschenmögliche und Notwendige tun, um im Reigen der internationalen Völkergemein-

schaft unsere Verantwortung wahrzunehmen. Ich möchte an dieser Stelle, wo so viele Ver-

antwortliche und Persönlichkeiten unseres Landes zusammen sind, sagen, mich bedrückt 

es, dass wir eine Solidaritätserklärung, die wir am 11. September und in den Tagen und Wo-

chen danach alle aus vollem Herzen ausgesprochen haben, nach wenigen Wochen, wenn 

dann die furchtbare Situation eintritt – es ist immer furchtbar, wenn Bomben fallen -, diese 

Solidarität so schnell in sich zusammenzubrechen droht. Das kennen wir zwar von anderen 

Entwicklungen, aber man darf dennoch bei einer solchen Gelegenheit daran nicht vorbeise-

hen. Deshalb ist meine Hoffnung, dass wir alle gemeinsam in unserer eigenen Verantwor-

tung bereit sind, das Notwendige zu tun und eben auch solche Erkenntnisse dann nicht vor 

dem Hintergrund besorgter Stimmen, die natürlich ihre Berechtigung haben, allein beurteilt 

werden. Wir müssen die Dinge immer einordnen und wenn man die Bilder von Bombenop-

fern sieht, muss man sich die Bilder vor Augen rufen, als eben die Flugzeuge ins 

World Trade Center gesteuert wurden. Auch das zu bedenken, auch dort unsere Verantwor-

tung politischer Führung der Demokratie wahrzunehmen ist ein Gebot, das wir gemeinsam 

auch zu beachten haben. Ich will mit einem Dankeschön schließen, dass wir in diesen wich-

tigen Fragen in unserem Land Rheinland-Pfalz doch ein hohes Maß an Gemeinsamkeit ha-

ben. Daran würde ich gerne mit Ihnen anknüpfen und weiterarbeiten. Vielen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Meine Damen und Herren, ich darf Herrn Ministerpräsidenten Beck recht herzlich danken für 

seine Ansprache, für seine Positionen, die er vorgetragen hat. Ich denke, in seiner Rede ist 

deutlich geworden, dass auf vielen Feldern die Kommunen, die Städte und Gemeinden, das 
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Land eng zusammenarbeiten müssen, z.B. im Schulbereich und in der Konversion. Ich darf 

aber auch recht herzlich Dank sagen für seine klare Aussage in Sachen Europa. Dass die 

Kommunen gestärkt werden müssen und im Bereich der Daseinsvorsorge, die zur Zeit auf 

der EU-Ebene diskutiert wird, die Kommunen die Unterstützung des Bundes und der Länder 

erfahren können. Herr Ministerpräsident Beck verwies natürlich auf die Problematik der Fi-

nanzen. Ich hatte bei meiner Begrüßung auf die Positionen der Gemeinden verwiesen, ich 

habe die herzliche Bitte, dass nochmals unsere Positionen in diesem Zusammenhang über-

prüft werden und darf mich nochmals ganz herzlich bedanken bei Ihnen, Herr Ministerpräsi-

dent Beck, für Ihren Besuch hier bei uns und für Ihre Rede. Dankeschön. 

Meine Damen und Herren, ich darf nun den Tagesordnungspunkt 6 aufrufen, den neuen Ta-

gesordnungspunkt mit dem Thema „Hauptamtliche Ortsbürgermeister“ und ich darf vorweg 

noch Gelegenheit nehmen, all denen Dank zu sagen, die in den letzten Tagen ausgezeich-

net wurden mit der Freiherr-vom-Stein-Plakette. Stellvertretend für alle Geehrten darf ich 

Ihnen, Herr Bürgermeister Appel, die Glückwünsche des Gemeinde- und Städtebundes 

Rheinland-Pfalz übermitteln und Ihnen Dank sagen für Ihr vorbildliches Engagement. 

 

Langanhaltender Beifall. 

 

6. – Hauptamtliche Ortsbürgermeister 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich habe bei meiner Begrüßung 

Grundsatzpositionen zu dem Thema vorgetragen. Wir haben von der Geschäftsstelle eine 

Mappe erstellt, in der unterschiedliche Aufsätze zu dem Thema, Stellungnahmen, die zu-

sammengefasst sind zum Thema „Hauptamtliche Ortsbürgermeister“ und wir hatten in den 

letzten Wochen eine intensive Diskussion sowohl im Vorstand des GStB, als auch im „Ar-

beitskreis Ortsbürgermeister“. Auch hier sind die unterschiedlichen Positionen zwangsläufig 

diskutiert worden. Ich bin Herrn Ministerpräsident Beck sehr dankbar, dass er nochmal deut-

lich gemacht hat, dass hier die Grundaussage des Landes wie 1992 auch jetzt gilt, dass die 

Diskussion auf eine breite Basis gestellt wird. Ich glaube, das ist der angemessen. Deshalb 

möchte ich von meiner Seite zu diesem Thema „Hauptamtliche Ortsbürgermeister“ im Mo-

ment keine weiteren Ausführungen machen und darf deshalb die Vertreter bitten, welche die 

„Oppenheimer Erklärung“ unterschrieben haben, ihre Stellungnahme vorzutragen, und dass 

die Kreisgruppe Kaiserslautern zu ihrem Antrag zunächst Stellung nimmt. Es spricht zu uns 

Herr Günther, Bürgermeister der Gemeinde Nierstein.“ 

BmO Günther, Gemeinde Nierstein: 
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„Meine sehr verehrtren Damen und Herren, sehr geehrter Herr Ministerpräsident Beck, sehr 

geehrte Vorsitzende, liebe Kolleginnen und Kollegen, zuerst einmal herzlichen Dank, dass 

das Thema noch nachträglich auf die Tagesordnung genommen wurde. Ich möchte kurz 

darlegen – aus Sicht der betroffenen Bürgermeister -, warum dieses Thema so wichtig ist 

und möchte gleich nachher, am Schluss, noch einmal die „Oppenheimer Erklärung“ vorlesen 

und bitte darum, dass wir danach in eine Diskussion einsteigen und auch deutlich machen, 

um was es geht. Vielleicht anfangs vorneweg: 1974 wurde die Gebietsreform auch mit vorbe-

reitet und ich denke, was 1974 zur damaligen Zeit richtig und gut gewesen ist, kann nach 

30 Jahren oftmals nicht mehr richtig sein, da es verschiedene Veränderungen gab und man 

sich auch dementsprechend auf die heutige Zeit einstellen sollte. Ich will auch deutlich ma-

chen, dass sich in Oppenheim 85 % der Betroffenen getroffen haben, dort auch die „Oppen-

heimer Erklärung“ unterzeichnet haben. Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch, dass wir 

alle miteinander überparteilich – so verstehen wir es auch – an den Interessen der betroffe-

nen Gemeinden mitarbeiten und auch bitten, dass wir heute hier doch offen und fair darüber 

diskutieren. Ich denke, das gehört auch zu einem Stück lebendiger Demokratie. Wir müssen 

bereit sein, auch dort, wo wir gewisse Vorbehalte haben, diese über Bord zu werfen. Ich 

denke, keiner von uns hat in diesem Punkt die Wahrheit gepachtet und es geht jetzt darum, 

in dieser Frage die Diskussion zu eröffnen, zu diskutieren und den richtigen Weg zu finden, 

wie wir gemeinsam einen Schritt näher zu diesem Ziel kommen. Ich möchte einiges eben 

zum Thema Freistellung mal berichten aus der Funktion, in der ich bin als einer – und des-

halb bin ich auch dankbar, was Sie eben angesprochen haben Herr Vorsitzender. Ich bin 

jetzt ein Bürgermeister, der nicht aus dem Beamtenverhältnis kommt, bin auch einer, der 

kein Rentner ist, sondern aus der freien Wirtschaft. Ein Gesichtspunkt, der ja hier mit darge-

boten wurde, war ja, die Freistellungen zu erhöhen und damit zu erleichtern, dass die Bür-

germeister ihre Tätigkeit auch fortführen können. Ich selbst kann nur sagen, ich bin unter 

10 % freigestellt, mehr ist auch nicht machbar in meinem Beruf und all die anderen Tätigkei-

ten werden von mir entweder in der Morgen- und Abendzeit durchgeführt. Von daher ist eine 

Mehrfreistellung zwar eine Lösung für diejenigen eventuell, die im Beamtenverhältnis stehen, 

für Rentner sowieso generell, aber nicht für Leute, die in der freien Wirtschaft tätig sind und 

ich denke, da sind wir doch alle einig, dass gerade auch bei den Bürgermeistern wir diesen 

Leuten die Chance geben sollten, dort auch aktiv zu sein. Wir müssen eine Gleichbehand-

lung haben zwischen denen, die im öffentlichen Dienst tätig sind und denen, die in der freien 

Wirtschaft tätig sind. Weiter wissen wir alle, dass die Urwahl gekommen ist. Mit der Urwahl 

hat der Bürger oder die Bürgerin auch die Chance gehabt, ihre Person zu wählen. Und die 

Urwahl des Bürgermeisters ist auch ein Stück deutlich die Selbstverwaltungsaufgabe der 

Gemeinde. In der Praxis sieht das so aus, dass heutzutage der Bürger zu uns kommt, ange-

fangen vom Hundehaufen bis hin zum Bau der Umgehungsstraße zum Beispiel bei uns in 
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Nierstein. Wir müssen Ansprechpartner sein rd. um die Uhr. Fakt ist, dass am Tag im Schnitt 

zwischen sechs bis sieben Stunden aufgewendet werden müssen, um diese Tätigkeiten ei-

ner Gemeinde - von der ich herkomme – von ca. 8.000 Einwohnern – demnächst 

9.500 Einwohnern – leisten zu können. Wir müssen es schaffen, dieses Vertrauen, was auch 

damals die Urwahl eigentlich zum Ausdruck bringen wollte, den Bürgerinnen und Bürgern 

wieder zurückgeben zu können. Ein Zeitablauf von 30 bis 50 Stunden in der Woche, was 

nicht Seltenheit ist in der Tätigkeit eines ehrenamtlichen Bürgermeisters, ist auf Dauer so 

nicht mehr leistbar. Ich denke, auch wir haben eine Verantwortung – ich sage das klar und 

deutlich auch für die, die diese Tätigkeit hier tun -. Ich bin ein Verfechter des Ehrenamtes, ich 

selbst habe 25 Jahre vor meiner politischen Tätigkeit ehrenamtlich in der Evangelischen Kir-

che gearbeitet und bin auch einer derjenigen, der sagt, eine Gemeinde lebt von der Ehren-

amtlichkeit derjenigen, die sich engagieren. Aber in der heutigen Zeit kommt es darauf an, 

dass ein Bürgermeisteramt professionell geführt wird. Ich denke, wir haben diesen Maßstab 

ja auch in Unternehmen kennengelernt und wir können nicht erwarten, dass in der heutigen 

Zeit diese Aufgabe so ehrenamtlich noch geleistet werden kann. Oder man muss so ehrlich 

sein und sagen: ‚Bitteschön, wir wollen nicht mehr, dass das Herzstück der Basis die Kom-

mune ist. Dort, wo der Puls auch eines Landes schlägt.‘ Ich bitte darum, dass wir diese Dis-

kussion, die ja jetzt eröffnet worden ist, weiter gemeinsam führen. Es geht hier nicht darum, 

ob der eine oder andere Recht behält. Es geht auch nicht darum, ob der eine den Weg von 

vornherein bestimmt hat. Es geht darum, dass wir eine Verantwortung haben für alle die, die 

ehrenamtlich tätig sind, dass wir eine Verantwortung tragen für unsere Kommunen und dazu 

gehört, dass man sich öffnen muss, dass man bereit sein muss, über dieses Thema mitei-

nander zu reden. Ich möchte Sie bitten, wirklich in diese Gespräche einzusteigen. Ich selbst 

habe in den letzten drei, vier Wochen, dass doch viele bereit sind, darüber auch nachzuden-

ken, dass sie bereit sind, auch neue Wege zu gehen. Es hilft nicht, sich abzukapseln, eine 

Wagenburgmentalität vorzugaukeln und letztendlich zu meinen, auf dem Punkt, auf dem ich 

stehe, kann es nur richtig sein und nicht auf dem Punkt, auf den die anderen sehen.‘ Ich bitte 

aber auch, dass man bei der Diskussion fair bleibt. Dies möchte ich hier auch offen anspre-

chen. Wenn ich lese, was von Ihnen, Herr Steenbock, als ein Fazit zum Schluss Ihrer Be-

gründung gebracht wurde: ‚Die Begründung für die Einführung hauptamtlicher Ortsbürger-

meister könnte eher im politisch-taktischen Bereich liegen‘, kann ich hierzu nur eins sagen: 

Bei mir liegt sie nicht im politisch-taktischen Bereich. Bei mir liegt sie in der Verantwortung, 

die ich habe gegenüber meinen Bürgerinnen und Bürgern, auch in der Verantwortung ge-

genüber den Personen, die diese ehrenvolle Aufgabe übernommen haben und ich denke, 

ein solcher Satz diskriminiert auch diejenigen, die wirklich mit Engagement, mit Herzblut und 

mit der Bereitschaft herangehen, diese Situation zu ändern. Das möchte ich auch klar und 

deutlich hier sagen. Deshalb bitte ich Sie, auch diejenigen, die dazu noch nicht so konstruktiv 
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stehen, die, die es kritisch betrachten, sich einfach zu öffnen, bereit zu sein, gemeinsam die-

sen Weg zu beschreiten. Das Ziel wird noch offen sein. Ich sehe auch, dass von verschiede-

nen Seiten verschiedene Ansätze kommen. Aber ein Ziel muss klar sein, ich sage dies auch 

hier im Namen aller betroffenen Bürgermeister: Wir werden weiter kämpfen, wir werden da-

ran festhalten, dass wir über kurz oder lang zu diesem Ziel kommen, dass die Selbstverwirk-

lichung der Gemeinden, aber auch die Hauptamtlichkeit der Bürgermeister in diesen großen 

Gemeinden zur Realität in unserem Land Rheinland-Pfalz werden kann. Ich danke Ihnen 

dafür. Ich möchte Ihnen nun die „Oppenheimer Erklärung“ vorlesen, weil ich weiß, dass eini-

ge sie noch nicht haben und ich denke es schadet auch nichts, wenn man noch einmal still 

zuhört und sich das Ganze eben ein Stück mit verinnerlicht: 

 

‚Oppenheim, den 19. Oktober 2001 

 

Oppnheimer Erklärung 

 

Die in Oppenheim versammelten Bürgermeister der großen verbandsangehörigen Städte und 

Gemeinden fordern Landtag und Landesregierung auf, den Vertretungskörperschaften ihrer 

Städte und Gemeinden das Recht einzuräumen, die bislang ehrenamtlich gewählten Bürger-

meister hauptamtlich zu bestellen. Sie erwarten, dass die Kommunalen Spitzenverbände des 

Landes Rheinland-Pfalz, insbesondere der Gemeinde- und Städtebund, ihr Anliegen nachhaltig 

gegenüber dem Landtag und der Landesregierung unterstützen. 

Die in Oppenheim versammelten Bürgermeister vertreten einhellig die Auffassung, dass die gel-

tende Rechtslage, nämlich die ehrenamtliche Bestellung von Bürgermeistern, auch für ver-

bandsangehörige Gemeinden und Städte mit mehr als 5.000 Einwohnern, nur "dem Scheine 

nach" ehrenamtlich ist. Tatsächlich erfordern der Umfang und Schwierigkeit der Bürgermeister-

dienstpflichten in diesen mehr als 80 Gemeinden und Städten des Landes eine hauptamtliche 

Tätigkeit. In Gemeinden und Städten mit Kureinrichtungen, Bauhöfen, mehreren Kindertages-

stätten in kommunaler Trägerschaft und anderen kommunalen Einrichtungen ist der Bürger-

meister solcher Gemeinden nicht selten Dienstvorgesetzter von mehr als 50 Beschäftigten. Al-

lein die Wahrnehmung dieser Dienstpflicht ist ehrenamtlich nicht zu leisten. 

Die hauptamtliche Bestellung der Bürgermeister größerer verbandsangehöriger Gemeinden und 

Städte wird den betroffenen Kommunen auch keine zusätzlichen Finanzlasten aufbürden. Denn 

die von den betroffenen Kommunen zu zahlenden Aufwandsentschädigungen und bis zu 

50 %igen Lohnersatzleistungen (bei 50 %iger Freistellung) für die betroffenen Bürgermeister 

einschl. der Aufwandsentschädigungen für Beigeordnete mit Geschäftsbereich liegen kaum un-

ter den Kosten einer hauptamtlichen Bürgermeister-Besoldung. 

Schließlich wird der Kreis der Bewerberinnen und Bewerber um die bislang ehrenamtlich wahr-

genommene Aufgabe des Bürgermeisters einer größeren Gemeinde oder Stadt dadurch einge-

schränkt, dass an sich interessierte und fähige Personen, die ihrem Beruf außerhalb des öffent-

lichen Dienstes nachgehen, wegen der ansonsten eintretenden Interessenkollision zwischen 

privater Beschäftigung auf der einen und Ehrenamt auf der anderen Seite kaum eine Chance 

haben, sich um das Amt des urgewählten und ehrenamtlichen Bürgermeisters in Gemeinden 

und Städten ab 5.000 Einwohner zu bewerben. Die Tatsache, dass die weitaus überwiegende 

Zahl der in diesen Gemeinden und Städten ehrenamtlich tätigen Bürgermeister aus dem öffent-

lichen Dienst stammen oder sich bereits im Rentner- oder Pensionärsstatus befinden, unter-

streicht nachdrücklich die Forderung der in Oppenheim versammelten Bürgermeister.‘ 
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Ich danke Ihnen für Ihr Zuhören und bitte Sie, konstruktiv in die Diskussion einzusteigen. 

Vielen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Dankeschön Herr Günther, ich darf nun Herrn Grumer bitten, zu seinem Antrag Stellung zu 

nehmen und den Antrag zu erläutern.“ 

Der Antrag hat folgenden Wortlaut: 

‚Der Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz wird beauftragt, neben den bereits vorliegen-

den Untersuchungen über die Arbeitsbelastung der ehrenamtlichen Ortsbürgermeister, eine Er-

hebung über die Leistungsfähigkeit der verschiedenen Verbandsgemeinden im Land Rheinland-

Pfalz durchzuführen. 

Dabei soll festgestellt werden, ob die Verbandsgemeinden die ihnen übertragenen Aufgaben im 

Sinne der Bürgerinnen und Bürger erfüllt haben oder ob aus der Sicht der Bürgerinnen und 

Bürger eine Änderung der GemO erforderlich ist. 

Darüber hinaus soll festgestellt werden, ob bei einer vorgesehenen Änderung der GemO die 

Zukunftsaufgaben der Verbandsgemeinden noch erfüllt werden und deren Stellenwert im Gefü-

ge der kommunalen Gebietskörperschaften weiterhin, auf die Zeit der nächsten 30 Jahre, in 

dieser Form noch Bestand haben wird.‘ 

Bm Grumer, VG und Stadt Landstuhl: 

„Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, meine Damen und Herren Abgeordnete, sehr geehrter 

Herr Vorsitzender, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Kreisgruppe Kaiserslautern hat sich in 

ihrer Sitzung in der letzten Woche eingehend mit der Vorbereitung auch dieses Ordnungs-

punktes befasst und wir haben uns auch mit der „Oppenheimer Erklärung“, wie sie eben ver-

lesen wurde, ebenfalls eingehend befasst. Wir waren der Auffassung, dass dann, wenn man 

ein Gesetz ändert, man diese Änderung auf eine möglichst breite Basis stellen sollte. Da die 

beabsichtigte Änderung, nämlich die Einführung hauptamtlicher Ortsbürgermeister ab einer 

bestimmten Größenordnung auch in die Gemeindeverfassung eingreift und naturgemäß 

auch das Verhältnis der Ortsgemeinden zu den Verbandsgemeinden berührt, waren wir der 

Auffassung, dass man auch diejenigen, die ja unmittelbar von diesen Veränderungen betrof-

fen sind, gefragt werden sollten und das sind in erster Linie auch einmal unsere Bürgerinnen 

und Bürger. Die Verbandsgemeinden gibt es nun seit 30 Jahren und wir waren der Auffas-

sung, es wäre mal notwendig zu erfahren, ob die Verbandsgemeinden zusammen mit den 

Ortsgemeinden, deren Aufgaben sie ja wahrzunehmen haben, im Sinne unserer Bürgerinnen 

und Bürger ihre Aufgaben tatsächlich auch zur Zufriedenheit erledigt haben. Das ist der eine 

Punkt. 
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Der andere Punkt war derjenige, dass wir gesagt haben, bevor man in eine derartige Ände-

rung eintritt sollte man auch die Zukunftsperspektive der dann „verbleibenden Aufgaben“ 

einer Verbandsgemeinde beleuchten. Wir haben dies heute Morgen schon vielfach gehört. 

Wenn man hauptamtliche Ortsbürgermeister einführt, dann werden die natürlich auch ihre 

„eigene Verwaltung aufbauen wollen“ und wir fragen uns, was dann mit den Verbandsge-

meinden herkömmlicher Prägung noch verbleiben wird. Deswegen der zweite Auftrag, der im 

Prinzip auch deckungsgleich ist mit dem Auftrag der kommunalen Spitzenverbände an die 

Enquetekommission, nämlich eine Aufgabenanalyse und Aufgabenzuordnung vorzunehmen. 

Dies möchten wir ergänzen und erweitern und möchten den Gemeinde- und Städtebund 

bitten, dass er diese Befragung und Untersuchung vornimmt, bevor man endgültig zu dieser 

Frage „Einführung hauptamtlicher Ortsbürgermeister“ mit „Ja“ oder „Nein“ Stellung nimmt. 

Herzlichen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Ich darf nun das Thema zur „Aussprache“ stellen. Bitteschön, Herr Menger.“ 

BmSt Menger, Stadt Oppenheim: 

„Meine Damen und Herren, der letzte Beitrag zeigt eigentlich sehr deutlich die Angst. Ich will 

wirklich provozierend sagen, wir haben zur Zeit Bürgermeister mit 50 % Freistellung. Warum 

wird sich gesperrt für mehr Bürgerleistung vor Ort? Wir haben das verbriefte Recht der 

Selbstverwaltung der Kommunen, aber, meine Damen und Herren, Samstagseinsatz, Sonn-

tagseinsatz. Am Montag kommt eine Frau aus einer Ortsgemeinde von 

10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern und sagt, sie braucht einen Kindergartenplatz. 

Dann bekommt sie gesagt „Kommen Sie bitte am Freitagnachmittag zwischen 14.00 und 

16.00 Uhr, dort finden Sie Ihren Bürgermeister“. Es ist einfach so. Thomas Günther hat sehr 

verdeutlicht, wie es dann die Gleichstellung von Bewerber bei Orts- und Stadtbürgermeister 

aus der freien Wirtschaft und im öffentlichen Dienst. Und es wird immer wieder die Ver-

bandsgemeinde herangezogen. Gehen wir zurück zu 1994. Wir müssen doch heute sagen, 

die Verbandsgemeinde der heutigen Zeit ist eine andere Verbandsgemeinde als 1995/76, 

wenn man davon ausgeht, dass es damals eine reine Verwaltungseinheit war, wie es in der 

Gemeindeordnung letztendlich auch dargestellt ist. Ich denke ganz einfach, wenn wir mehr 

mit dem Bürger zusammenarbeiten, auch begründet durch die Urwahl, kann es gar nicht 

umhin gehen, dass morgen diese Orts- und Stadtbürgermeister teilweise mit 10.000 und 

mehr Einwohnern freigestellt bzw. hauptamtlich werden. Es gibt Verbandsgemeinden, meine 

Damen und Herren, mit 8.000 Einwohnern in B 2 oder B 3, und dann wird ein Bürgermeister 

teilweise bei 10.000 Einwohnern ehrenamtlich mit einem Tag wie in Nierstein Thomas Gün-

ther. Wir bleiben bei unserem Antrag und werden diese „Oppenheimer Erklärung“ weiter vo-

rantreiben. Dankeschön.“ 
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Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Danke Herr Menger. Bitteschön, Bürgermeister Söhngen.“ 

Bm Söhngen, VG Prüm: 

„Meine Damen und Herren, ich bin den Vorrednern, die für die „Oppenheimer Erklärung“ 

gesprochen haben, eigentlich sehr dankbar. Es ist in der Tat wichtig und notwendig, dass wir 

darüber nachdenken, welche Belastungen auf einzelnen Personen liegen. Das sind wirklich 

Dinge, über die man nachdenken muss und man muss darüber nachdenken, wie man von 

Leuten Belastungen abnehmen muss. Manchmal muss man auch darüber nachdenken, wie 

man von sich selbst Belastungen wegnimmt. Also Herr Menger, das Beispiel mit dem Kin-

dergartenplatz am Montag: Bei uns wird das so erledigt: ‚Rufen Sie doch grad mal bei der 

Verbandsgemeindeverwaltung an, die kümmert sich darum‘. In der Tat, die tut das. Sie tut 

das, denn sie ist zuständig für die Erledigung von Verwaltungsaufgaben in diesem Bereich. 

Ich fände es jedoch trotz allem gut, dass wir weiter darüber reden, wie wir Leute entlasten 

können. Aber ich warne davor, aus Einzelbeispielen eine Gemeindeverfassungsreform abzu-

leiten, denn das ist die Konsequenz von dem was wir tun. Der Einstieg in die 

Hauptamtlichkeit auf Ortsebene bedeut im Grunde genommen, eine zweite Verwaltung am 

Sitzort der Verbandsgemeinde zu schaffen und was soll das für mehr Bürgernähe bringen? 

Wichtig ist in der Tag, das, was der Kollege Grumer gesagt hat. Wir müssen die Aufgaben 

von Verbandsgemeinden und Ortsgemeinden noch einmal neu justieren, mal gucken, wer 

soll dieses, wer soll jenes übernehmen. Vor Ort wird ja vieles schon etwas anders gemacht, 

als der Buchstabe der Gemeindeordnung dies denn nun vorschreibt. Weil auch die Unter-

schiede zu groß sind. Eine Verbandsgemeinde, die nur aus zwei Ortsgemeinden besteht, 

verglichen mit der Verbandsgemeinde, der ich jetzt vorstehe mit 44 – ich habe einen Kolle-

gen, der hat 51 Ortsgemeinden –, das ist ein kleiner Unterschied in der Größenordnung und 

in der Art der Funktionsabläufe. Wir dürfen aber das, was der Ministerpräsident vorhin ge-

sagt hat, nicht zur Disposition stellen. Wir können stolz sein auf dieses Modell Verbandsge-

meinde/Ortsgemeinde in Rheinland-Pfalz, weil es ehrenamtliches Engagement und Verant-

wortung vor Ort erhält und in den vergangenen 30 Jahren dafür gesorgt hat, dass wir effizi-

ente Verwaltungen bürgernah anbieten können. Stellen wir dies alles um Gottes Willen nicht 

durch Einzelbeispiel letztendlich zur Disposition. Vielen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Danke Herr Söhngen. Es spricht jetzt der Bürgermeister Canz, Bad Ems.“ 

BmSt Canz, Bad Ems: 

„Herr Ministerpräsident, meine sehr verehrten Damen und Herren, in der Tat ist es so: Es ist 

immer schlecht, Dinge an Einzelbeispielen festzumachen. Aber ich glaube, spätestens da, 
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wo die Urwahl der Bürgermeister eingeführt wurde, gibt es auch eine andere Qualität, d.h. 

die Ansprüche der Bürger an den Ehrenamtlichen sind wesentlich gestiegen. Wenn Sie Ihre 

Arbeit ordentlich machen wollen, dann brauchen Sie einen großen Zeitumfang, den Sie sich 

als Ehrenamtlicher nicht mehr ermöglichen können. Es sei denn, Sie lassen Gottes Wasser 

über Gottes Land laufen und Sie sagen ‚Nun gut, dann soll es die Verbandsgemeinde rich-

ten‘. Herr Ministerpräsident, ich möchte ausdrücklich davor warnen, und Sie haben Gott sei 

Dank selbst gesagt, dass man jetzt sagt, man regiert noch mehr auf die Verbandsgemein-

den. Dann ist die Selbstverwaltung in der Tag ausgehöhlt, dann können wir Einheitsgemein-

den machen, wie das in Hessen oder in anderen Bundesländern üblich ist. Es ist natürlich 

auch so: Man muss auch mal kritisch überdenken, ob die Verbandsgemeinden immer das 

leisten können – und das sage ich nicht bösartig -, denn es muss ja aus Kostengründen 

überall Personal eingespart werden. Ich kann Ihnen sagen, wenn Sie als Bürgermeister nicht 

hinter den Problemen herlaufen, dann ist das sehr schlecht. Allein die Bürger, die sich an Sie 

wenden, ob Sie zuständig oder nicht, das ist dem Bürger völlig wurst auf gut Deutsch gesagt. 

Auch ich habe eine Gemeinde mit 10.000 Einwohnern, die kommen in meine Sprechstunde 

hinein und ich muss die gewisse Zeit opfern. Und dann muss ich Ihnen sagen, ich habe mir 

auch schwer getan, heute Morgen hierher zu fahren. Wenn Sie das ehrenamtlich machen 

wollen, wenn Sie das hauptamtlich machen, dann können Sie sich vielen vielen Dingen wid-

men. Ich verstehe mich nicht als Konkurrenz zur Verbandsgemeinde, ich bin sogar stolz da-

rauf, nicht Verwaltungsfachmann zu sein, sondern ich bin stolz darauf, dass ich das mit an-

deren Augen sehe. Und wenn ich Motor einer Gemeinde sein will, zum Beispiel ich komme 

aus Bad Ems, wir haben große Strukturprobleme, Kurreform usw., ich mache zur Zeit Stadt-

marketing und viele Dinge mehr, um die Stadt wieder mal vorwärts zu bringen, das erfordert 

einen ganzen Mann oder eine ganze Frau, da brauchen Sie Kraft, um sich die ganze Zeit 

widmen zu können. Und ich meine, vielleicht gibt es auch wirklich Kompromisse, dass man 

sagt - nicht diktatorisch -, jede Gemeinde braucht einen Hauptamtlichen. Vielleicht ist mein 

Nachfolger wieder einmal ein Rentner, da hat die Gemeinde Glück gehabt, oder ein Bun-

deswehroffizier, der frühzeitig pensioniert wird, dann kann die Gemeinde auch sagen: ‚Wir 

haben eine neue Situation“ – ich kämpfe übrigens nicht mehr für mich, ich bin 55 Jahre, ich 

habe meine 40 Arbeitsjahre, ich bin mit 14 Jahren in die Lehre gegangen, jetzt schon voll, 

also ich kämpfe jetzt nicht dafür, irgendwie ins Beamtenverhältnis übernommen zu werden, 

sondern ich sage, es muss den Gemeinden ermöglicht werden, auf die jeweilige Situation 

einzugehen. Und dann muss doch der Stadtrat die Möglichkeit oder der Gemeinderat sagen, 

wir haben jetzt die und die Situation in der Gemeinde, also müssen wir freie Hand haben und 

müssen dann sagen können: Jawohl, die Hauptamtlichkeit ist gewährleistet. Und dann möch-

te ich einmal auf einen Missstand hinweisen: Als ich Bürgermeister war, habe ich mir um 

meine Altersversorgung keine Gedanken macht, ich habe mein ganzes Leben lang gearbei-
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tet, habe aber festgestellt, dass ich aus persönlichen Gründen, die hier niemanden etwas 

angehen, nächstes Jahr Altersteilzeit in Anspruch nehmen muss und muss zu meinem Ent-

setzen feststellen, dass ich dann soviel Aufwandsentschädigung im Endeffekt bekomme, 

dass ich gar nicht in die Altersteilezeit hineingehen kann. Das kann natürlich auch nicht mög-

lich sein. Ich bin nicht Bürgermeister geworden, um in die Altersteilzeit zu gehen, sondern 

um meiner Gemeinde zu dienen. Aber es müssen bestimmte gesetzliche Hemmnisse besei-

tigt werden und ich sage es noch einmal: Es kann nicht angehen, dass die Verbandsge-

meinden die nötige Zeit dafür haben – die Hauptamtlichen, und es kann nicht angehen, dass 

es über 60 Gemeinden in Rheinland-Pfalz gibt, die weniger Einwohner wie wir haben, die 

auch etwas weniger Probleme als wir haben und wir müssen uns so durchwurchteln. Also 

Herr Ministerpräsident, Sie haben das sehr sachlich – so wie ich Sie auch persönlich kenne- 

vorgetragen. Ich bitte Sie und bitte auch die Landesregierung, das weiterhin sachlich zu ver-

treten, dass keine Emotionen aufkommen und dann einmal – sagen wir mal schneller – prü-

fen. Der Gemeinde- und Städtebund hat das Problem schon vor 13 Jahren gehabt. 13 Jahre 

ist wenig oder gar nichts passiert. Jetzt will ich nicht den Gemeinde- und Städtebund angrei-

fen, sondern die herzliche Bitte, dass es jetzt nicht wieder 13 Jahre lang dauert. 

Meine lieben hauptamtlichen Kollegen, ich habe das hier an dem Unmut hier heute Morgen 

gemerkt, der dann aufkam, Sie haben einfach die Zeit, sich standespolitischen und anderen 

Dingen zu widmen, und - wie gesagt - wir müssen uns dann von der Zeit her gesehen man-

ches abquälen, deshalb sehen Sie uns das etwas nach, wenn das vielleicht dann auch bei 

uns etwas langatmiger ist. Ich bitte Sie um Geduld und ich bitte darum, dass das Problem 

ernsthaft und sachlich angegangen wird und ich glaube schon, wenn man will, wird es eine 

Regelung geben, die zwar nicht alle befriedigt, jedoch wird es zu besseren Lösungen kom-

men. Der letzte Satz, Herr Ministerpräsident, bitte jetzt nicht sagen, jetzt delegieren wir die 

oder die Sachen auf die Verbandsgemeinden. Es wird nicht besser. Wir kämpfen sowieso 

immer um Abgrenzungen. Das muss man auch mal sagen. Da geht es hin und her und da ist 

im Zweifelsfalle der Gewinner der Hauptamtliche, weil Ehrenamtliche dann entnervt aus 

Zeitgründen die Dinge aufgeben müssen. Ich bedanke mich für Ihre Geduld, dass Sie mir 

ohne Unbill-Kundgebungen hier zugehört haben. Vielen herzlichen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Wird weiter das Wort gewünscht?“ 

BmSt Job, Bad Hönningen: 

Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, ich habe mich zu Wort gemeldet, weil ich –

 gemessen an dem bisher Gesagten – mich mit meinem Job doch etwas außerhalb der 

Norm befinde und vor allen Dingen so wie er gewachsen und so wie er heute aussieht. Die 
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Ausgangslage für mich, der ich mittlerweile seit 1997 Stadtbürgermeister in Bad Hönningen, 

im hohen Norden unseres schönen Landes, bin, war – wie man vielleicht an dem Datum 

1997 merkt – auch schon etwas Besonderes. Ich bin nämlich inmitten der Legislaturperiode 

in dieses Amt gestoßen. Die Ausgangslage war ein totaler finanzieller Absturz, bedingt durch 

Gewinnabführungsverträge, von der große Industrieunternehmen bei uns Gebrauch gemacht 

haben. Die Gewerbesteuer ist von 6 Mio. DM auf 1 Mio. DM zurückgegangen. Gleichzeitig 

wurde in 1994 eine Therme umgebaut und es hat sich gezeigt, dass auf Grund von Pla-

nungs- und Ausführungsfehlern dieser Kasten total marode war und es war bis dahin ver-

dammt viel politisches Porzellan bei uns zerschlagen worden, das Klima in Rat und Stadt 

war dementsprechend grottenschlecht. Heute ist es so: Die finanzielle Lage ist nach wie vor 

katastrophal, Tafelsilber haben wir keines mehr zu verscherbeln, das ist soweit weg. Aber es 

ist ein erkennbarer Strukturwandel im Gange. Sie werden gleich merken, warum ich dieses 

Beispiel bringe. Das ist ein schwieriger, langsamer Prozess, der permanent begleitet und 

neu angestoßen werden muss und der eigentlich zeigt: Je miserabler die Ausgangs- und 

Haushaltslage, desto vielfältiger die Aufgaben. Wir haben eine Industriebrache von 

80.000 qm zu organisieren, das gelingt, da siedeln sich zur Zeit jede Menge neue Betriebe 

an. Es ist ein touristischer Strukturwandel im Gange und Kernpunkt ist natürlich die marktan-

gepasste neue Therme, die privatisiert worden ist mit Hilfe des Landes – in dem Zusammen-

hang noch am Rande einen schönen Dank auch an die Landesregierung -. Aus dieser Auf-

gabenvielfalt resultiert aber - zwingend und zu Recht - eine bestimmte Erwartungshaltung 

der Bürger, und diese bestimmte Erwartungshaltung heißt, Du musst als Bürgermeister Mo-

tor sein und Akquisiteur, Organisator, Motivator, Verwaltungsmitarbeiter oder besser –

zuarbeiter, Dein eigener Sekretär, Konfliktmoderator, dann kommen erst die anderen Aufga-

ben, die an einen ehrenamtlichen Stadtbürgermeister eigentlich gestellt werden, wie Sit-

zungsführung und repräsentative Geschichten. Ich habe mit einer halben Stelle eine Sekre-

tärin, mehr ist nicht drin - Dank der Haushaltslage und natürlich der Kommunalaufsicht, die 

darauf achtet. Es ist in diesem Zusammenhang auch nicht drin, dass die Verbandsgemein-

deverwaltung ein-zwei Leute mehr einstellt, die mir als Stadtbürgermeister dann zuarbeiten 

würden und ich will hier deutlich sagen, das ist vielleicht ein kleiner Unterschied. Ich habe 

einen Verbandsbürgermeister, mit dem ich hervorragend zusammenarbeite und dieser ge-

samte Strukturwandel wird von uns gemeinsam gestaltet, aber der Strukturwandel braucht 

uns beide. Nur mit dem Ehrenamt, jetzt könnte ich zwar natürlich darauf verweisen, ich habe 

eine gut verdienende Diplompsychologin als Ehefrau, aber soviel berufsbedingte Toleranz 

für gewisse Verrücktheiten hat die natürlich auch nicht, dass das alles sein kann. Dieser 

Zeitaufwand ist aber nun mal faktisch notwendig und dabei hat man nun mal keine Chance, 

einen anderen hauptamtlichen Job noch zu betreiben, es sei denn, man ist – wie schon so 

oft gesagt – Rentner oder eben Beamter im Hauptberuf, sonst geht es nicht. Und wenn ich 
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dann höre – und das wiederholt -, wegen Einzelfällen kann man doch keine Gesetzesände-

rung machen, dann muss ich Ihnen sagen, dann ist mir diese Diskussion erheblich zu sta-

tisch. Meine klare Forderung ist: Ideologie raus der Diskussion und sehr wohl, Herr Görisch, 

auch einmal Einzelfälle betrachten und auf Einzelfälle schauen. Wenn man das nicht macht 

und meint, das müsse alles mit der groben Schablone gemacht werden, dann mutet man 

auch dem Bürger zu, sich in seiner Wahlentscheidung daran anzupassen, nicht den Men-

schen seines Vertrauens zu wählen, sondern sich auch an Machbarkeiten zu orientieren und 

dabei ggf. auch in Kauf zu nehmen, dass bestimmte Arbeiten, die notwendig sind, aus Zeit-

gründen leider leider auf der Strecke bleiben müssen. Schönen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Gibt es weitere Wortmeldungen? Ja, bitteschön, Herr Manns aus Konz.“ 

Bm Manns, Stadt/VG Konz: 

„Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin sicherlich das Paradebeispiel für denjeni-

gen, der ehrenamtlich Bürgermeister ist und gleichzeitig hauptamtlich Verbandsbürgermeis-

ter. Meine Stadt hat 18.200 Einwohner und ich mache ehrenamtlich das Amt des Stadtbür-

germeisters und hauptamtlich das des Verbandsbürgermeisters. Ich kann in der Diskussion 

durchaus nachvollziehen, dass die Kollegen, die heute für eine Hauptamtlichkeit von Kom-

munen eingetreten sind, das damit begründen, dass sie sagen, ihre Belastung ist an der ein 

oder anderen Stelle zu hoch. Dies betriff auch mich in dieser Doppelfunktion. Auf der ande-

ren Seite muss ich aber auch die Frage stellen – und dies gilt auch für mich -: Übernehme 

ich in einer solchen Situation ein Ehrenamt und kann ich dann daraus ableiten, nachher zu 

fordern, dass aus dem Ehrenamt ein Hauptamt wird? Diese Frage ist heute überhaupt noch 

nicht diskutiert worden. Die zweite Sache, die mir auffällt – einerseits als hauptamtlicher Ver-

bandsbürgermeister – ist die Tatsache, wie die Kollegen, die heute die Hauptamtlichkeit für 

ihr Ehrenamt fordern, mit der Frage umgehen, wie denn Verwaltung gemacht wird. Ich höre 

immer nur: Wir müssen Motor sein, wir müssen Verwaltung machen, wir müssen alles ma-

chen. Ich sehe das völlig anders. Das ist eine Frage der Organisation innerhalb der Verwal-

tung. Die Verbandsgemeindeverwaltung macht auch die Verwaltungsarbeit für die ehrenamt-

lichen Bürgermeister in der Verbandsgemeinde. Ich weiß natürlich, dass man Motor sein 

muss für seine Gemeinde. Sie können das an der Entwicklung von Konz in den letzten 

10 Jahren sehr wohl nachvollziehen. Ich sage aber, das ist die politische Arbeit, die sich je-

der ehrenamtliche Bürgermeister auf die Fahne für seine Gemeinde schreiben muss, wenn 

er für dieses Bürgermeisteramt antritt. Und es muss darüber nachgedacht werden, über die 

Entlastung von Einzelnen. Ich sehe aber nicht, dass die Entlastung von Einzelnen oder der 

Allgemeinheit deswegen eintritt, weil wir jetzt hingehen und den Versuch machen, für 

80 Kollegen, für das eventuell zutreffen könnte, das Hauptamt einzuführen, sondern ich den-
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ke, es wäre eine Frage, wie diese Dinge anders organisiert werden können in dem ange-

sprochenen Maße, wie es Herr Görisch eben dargestellt hat. Dankeschön.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Vielen Dank. Meine Damen und Herren, ich darf den Herrn Ministerpräsidenten Beck verab-

schieden, darf mich nochmals recht herzlich bedanken, dass er bei uns war und ich darf da-

rum bitten, dass wir weiterhin in sehr intensiven Gesprächen mit dem Land bleiben. Vielen 

Dank Herr Beck. 

Wenn ich es richtig sehe, hat sich Herr Günther nochmal zu Wort gemeldet, bitteschön Herr 

Günther.“ 

BmO Günther, Gemeinde Nierstein: 

„Sehr geehrte Damen und Herren, ich wollte mich jetzt eigentlich nicht mehr zu Wort melden, 

aber nachdem Herr Manns aus Konz doch hier das Wort ergriffen hat, muss ich sagen, fühle 

ich mich doch schon etwas angegriffen. Auch persönlich. Manchmal komme ich mir vor wie 

in einem Rat, wenn die eine Fraktion etwas sagt, was der anderen nicht passt. Auch Sie lie-

be Verbandsbürgermeister, Funktionsträger, akzeptieren Sie mal bitte, dass es hier auch 

andere Meinungen gibt und dass man darüber diskutieren kann. Mit Ihren ständigen Wort-

meldungen dazwischen geben Sie kein Beispiel einer guten, lebendigen Demokratie, das will 

ich Ihnen auch mal ganz klar und deutlich sagen. Was Herr Manns eben gesagt hat im Zu-

sammenhang würde ja bedeuten, dass keiner mehr, der die Verantwortung sieht ehrenamt-

lich politisch tätig zu werden, dies tun kann, wenn er dazu die Zeit nicht hat. Ich denke – bitte 

Sie auch, das einmal nachzuvollziehen, was das weiter bedeutet - , ich mache gerne ehren-

amtliche politische Arbeit, mir macht sie auch Spaß, aber das hat nichts damit zu tun, dass 

auch Ehrenamt seine Grenzen hat und dass wir in einer Zeit, in der Professionalität gefragt 

ist, auch darüber nachdenken müssen. Was das Thema Verbandsgemeinden und Gemein-

den ist, geht es nicht um den Kampf zwischen Verbandsgemeinde und Gemeinde. Es geht 

hier darum, dass die Bürgerinnen und Bürger uns als Bürgermeister eigentlich als Ansprech-

partner sehen, dass sie zu uns kommen mit ihren Wünschen, mit ihren Problemen und von 

uns eine Problemlösung erwarten. Bei den Kindergärten oder anderen Problemen, die ange-

schnitten worden sind, ist es Fakt, dass sie in unsere Sprechstunde kommen, weil sie von 

uns erwarten, dass das Problem gelöst wird. Das kann eine Verbandsgemeinde allein gar 

nicht lösen. Ich bitte noch einmal wirklich zum Schluss: Es hat keinen Sinn, wenn man sich 

zurückzieht – und den Eindruck habe, das sage ich klar und deutlich – und Angst hat, hier in 

irgend einer Art und Weise Befugnisse verlieren zu können. Haben Sie doch den Mut, stellen 

Sie sich einer offenen Diskussion, lassen Sie uns gemeinsam am Ziel arbeiten, einen Kom-

promiss zu finden, der beiden Seiten gerecht wird. Es geht hier nicht um das Gut und Böse, 
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von Schwarz und Weiß, es geht hier um Menschen. Wir müssen eine Lösung finden für die 

Betroffenen. So wie es jetzt ist, kann es nicht weitergehen. Vielen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Meine Damen und Herren, die ersten Kolleginnen und Kollegen haben uns bereits verlas-

sen, ich sehe keine Wortmeldungen mehr. Doch. Entschuldigung. Herr Klippel aus 

Saulheim.“ 

Bm Klippel, Saulheim: 

Liebe Kollegen, ich möchte eingangs etwas sagen, weil ich gesehen habe, dass so viele, 

leider eine ganze Menge Verbandsbürgermeister, den Saal verlassen haben. Ich halte dies 

nicht für einen bestimmten und guten demokratischen Stil, wenn man sich eine Diskussion 

nicht bis zum Ende anhören kann. Ich finde das als schlechten Stil und es zeigt auch eine 

gewisse Arroganz im Umgang mit Forderungen von Ortsbürgermeistern. Das ist genauso 

schlecht. Es ist auch die nächste Arroganz.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Herr Klippel, bringen Sie Ihren Beitrag, es sollte jetzt keine Polemik greifen.“ 

Bm Klippel, Saulheim: 

„Nein, es zeigt von einer gewissen Arroganz, die auch zum Teil den Ortsbürgermeistern im 

täglichen Umgang entgegengebracht wird. Die Herren Verbandsbürgermeister sollten sich 

doch bitte darauf besinnen, was ihre Aufgabe nach der Gemeindeordnung ist. Sie haben den 

Ortsgemeinden zu dienen. Bitte sehr, und nicht umgekehrt. Und wenn ich die ganze Diskus-

sion richtig betrachtet habe, auch ich war ja in Oppenheim und habe die Erklärung mit unter-

schrieben, obwohl für mich selbst eine Hauptamtlichkeit nie in Frage kommt aus verschiede-

nen Gründen, ich habe aber die Notwendigkeit gesehen, einige Kollegen, die ähnlich in der 

Malesse hängen wie ich, zu unterstützen. Ich möchte also hier noch einmal darauf hinwei-

sen, dass fair miteinander diskutiert werden sollte. Nicht in dieser Art und Weise wie es hier 

geht, dass man den Raum verlässt. Ich finde das nicht gut und finde das nicht ordentlich. 

Sicherlich gibt es berechtigte Interessen, welche von der einen wie auch von der anderen 

Seite beachtet werden müssen. Wenn man weiter so miteinander umgeht wie das passierte, 

wie es auch in den Schreiben zwischen Gemeinde- und Städtebund und den Vertretern der 

„Oppenheimer Erklärung“ herausgekommen ist, wird man in einer Einbahnstraße enden und 

es wird nichts Vernünftiges dabei rauskommen. Deswegen lassen Sie uns weiter ohne Emo-

tionen über diese Punkte diskutieren, die werden nicht heute hier entschieden, sondern sie 

werden Zeit brauchen, darüber muss man sprechen und dann muss man den anderen auch 

mal zuhören können. Darum bitte ich Sie. Danke.“ 
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Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

Meine Damen und Herren, ich darf darum bitten, dass wir die Diskussion sachlich zu Ende 

führen und ich darf wirklich darum bitten, dass nicht die eine Seite der anderen Seite Polemik 

vorwirft oder Arroganz. Herr Dahm und dann Herr Possel-Dölken.“ 

Bm Dahm, VG Ransbach-Baumbach: 

„Ich möchte dem Vorredner ein Stück zustimmen. Es kommen Töne in die Diskussion, die 

nicht gut sind, weshalb ich ganz konkret den Vorschlag mache, Herr Görisch, Herr 

Steenbock, thematisieren Sie diese Frage in einer eigenen Veranstaltung. Sie ist es wert und 

es ist notwendig, in Ruhe, ohne Druck zu diskutieren. Nicht hier – so als Punkt 6 das Ganze 

mit einfließen zu lassen. Es war gut, dass es heute thematisiert ist, aber wir sollten hier nicht 

auseinandergehen mit dem Gedanken, dass die Dinge nicht zu Ende diskutiert worden sind. 

Es hängt viel zu viel daran. Lassen Sie uns miteinander, Hauptamtliche und Ehrenamtliche, 

über Wert oder weniger Wert der einen oder anderen Lösung diskutieren. Ich habe auch den 

Eindruck, es ist noch lange nicht alles an Möglichkeiten, die hier zur Verfügung stehen, aus-

gedacht und ausdiskutiert. Lassen Sie uns heute nicht so halbfertig auseinandergehen, son-

dern sehen Sie, dass wir in einer eigenen Veranstaltung dieses Thema aufgreifen und kolle-

gial und fair im Sinne der Sache und der kommunalen Selbstverwaltung diese Frage ausdis-

kutieren.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Dankeschön. Herr Dr. Possel-Dölken.“ 

Bm Dr. Possel-Dölken, VG/Stadt Montabaur: 

„Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte dem beipflichten und das nochmal ergänzen 

um einen weiteren Aspekt. Es gibt ja schon – ich glaube aus römisch-griechischer Zeit – das 

Sprichwort ‚Was ihr auch tut, bedenket die Folgen‘. Ich glaube, die Unterzeichner der ‚Op-

penheimer Erklärung‘ haben diese Folgen noch nicht zu Ende gedacht. Das muss in einem 

größeren Zusammenhang diskutiert werden. Es bringt uns sicher nicht weiter, wenn immer 

nur als Begründung im Wesentlichen persönliche Gründe der Betroffenen angesprochen 

werden. Man muss das in einem größeren Zusammenhang sehen, auf der gesamten Aufga-

benverteilung zwischen den Städten, vor allem den größeren verbandsangehörigen Städten 

und den Verbandsgemeinden. Deswegen sollten wir auch den Vorschlag aufgreifen, der vom 

Vorsitzenden schon gemacht worden ist, dass eingehend in der Gesamtsituation, Verhältnis 

der Stadt, der Ortsgemeinden zu den Verbandsgemeinden zu diskutieren. Viele Beispiele, 

die hier angesprochen worden sind, sind in anderen Verbandsgemeinden überhaupt kein 

Problem. Deswegen sollten auch die Unterzeichner der ‚Oppenheimer Erklärung‘ bedenken, 

ob nicht manches was sie als Problem sehen, wirklich ein Problem allgemein im Verhältnis 
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der verbandsangehörigen Gemeinden und der Verbandsgemeinden ist oder nicht auch oft an 

der persönlichen Zusammenarbeit vor Ort in den Verbandsgemeinden liegt. Ich möchte ei-

nen ganz wichtigen Aspekt noch einbringen, weil heute die Diskussion begonnen hat, den 

ich auch bei der Diskussion im Verwaltungsrat der KGSt im Bundesgebiet insgesamt immer 

mitbekommen habe. Die Aufgabe der nächsten Jahre wird sein, moderne Verwaltungsstruk-

turen zu schaffen und auch die Verwaltungen, sie sind nun auf der Ebene der Verbandsge-

meinden, leistungsfähig und für die Bürger zu gestalten. Dies sollte im Vordergrund stehen 

und nicht das persönliche Interesse der Unterzeichner der ‚Oppenheimer Erklärung‘.“ 

Der Vorsitzende, Bm Görisch: 

„Meine Damen und Herren, ich hatte bereits bei der Begrüßung darauf hingewiesen, dass es 

im Interesse des Gemeinde- und Städtebundes liegt, dass wir eine intensive sachliche Dis-

kussion führen und in der Tat alle Aspekte bei dieser Problematik betrachten. Wir haben 

heute die Tagesordnung geändert, weil die gewisse Aktualität vorhanden war und dass nicht 

der Eindruck entsteht, wir wollten dieses Thema nach hinten schieben. Wir werden die Dis-

kussion in den nächsten Wochen und Monaten weiter intensivieren. Die politische Diskussi-

on wird beginnen und ich möchte nochmal sagen: Ausgangspunkt bei Bildung der Ver-

bandsgemeinde waren einerseits ehrenamtliche Ortsgemeinden, andererseits professionali-

sierte Verbandsgemeinden. Dieses Ziel zu realisieren war für den Gemeinde- und Städte-

bund von besonderer Wichtigkeit. Ich darf Ihnen versichern, dass sowohl die Hauptamtlichen 

als auch die Ehrenamtlichen beide gleichermaßen gut aufgehoben sind beim Gemeinde- und 

Städtebund. Wir haben uns in der Vergangenheit immer wieder für Verbesserungen der Ar-

beit der Ehrenamtlichen eingesetzt und wir werden dies auch in Zukunft tun. Sie werden aus 

allen Stellungnahmen des Gemeinde- und Städtebundes in Erinnerung haben, dass wir dies 

auch nachweisen können und wir werden uns weiter dafür einsetzen, dass auch die Arbeits-

bedingungen verbessert werden. Das ist das erklärte Ziel und wir wollen nicht in eine Lager-

diskussion verfallen: Hier Ehrenamtlichkeit, dort Hauptamtlichkeit. Das ist nicht sachgerecht. 

Nochmals die Zusage: Wir werden eine breite Diskussion führen sowie den Vorschlag von 

Herrn Dahm, nochmals eine eigene Veranstaltung mit diesem Thema zu planen, aufgreifen. 

Wir werden dies organisieren und es wird natürlich auch notwendig sein, die politischen Ver-

treter des Landtages in diese Diskussion mit einzubeziehen. Insoweit die Zusage des Vor-

standes: Wir werden dies sachlich und ordentlich in den nächsten Wochen und Monaten 

weiter verfolgen. 

Darf ich dies als Zusammenfassung, als Abschluss des Tagesordnungspunktes 6 heute mal 

so festhalten? 

Ich sehe, dass Sie ihr zustimmen und ich darf dann den neuen Tagesordnungspunkt 7 aufru-

fen: „Wechsel im Vorsitz“.  
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7. – Wechsel im Vorsitz des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 

Bm Görisch: 

„Sie wissen, dass nach unserer Satzung nach zwei Jahren, also Mitte in der Amtsperiode der 

Wechsel vom Vorsitzenden zum Stellvertreter erfolgt und der bisherige Vorsitzende Stellver-

treter wird. Dies ist heute der Fall. Ich darf, bevor ich Manfred Seefeldt den Vorsitz symbo-

lisch übergebe, mich nochmals recht herzlich bedanken bei den Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern der Geschäftsstelle des Gemeinde- und Städtebundes und insbesondere beim Ge-

schäftsführer und beim Stellvertretenden Geschäftsführer, bei Reimer Steenbock und Stefan 

Meiborg, für die Unterstützung und für die gute Arbeit, welche die Geschäftsstelle geleistet 

hat. Ich hoffe und wünsche, dass dies natürlich auch unter dem neuen Vorsitzenden Manfred 

Seefeldt - da bin ich mir ganz sicher – ebenfalls so seine Fortsetzung findet. Nochmals herz-

lichen Dank. Lieber Manfred, viel Erfolg bei Deiner Arbeit. Alles Gute und weiterhin gute Zu-

sammenarbeit.“ 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeordnete, sehr verehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, ich übernehme gerne turnusgemäß wieder den Vorsitz in 

unserem Gemeinde- und Städtebund. Ich übernehme ihn auch in dem Bewusstsein, dass es 

eine schwierige Zeit ist. Eine schwierige Zeit, weil sich die Rahmenbedingungen seit den 

Terroranschlägen am 11. September diesen Jahres geändert haben, gerade auch für die 

Kommunen. Die Angst geht um. Mehr Sicherheit ist gefragt. Und wer wird dann als erstes 

angesprochen auf mehr Sicherheit? Die Bürgermeisterinnen, die Bürgermeister, die Ge-

meinderäte! Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, dass wir uns auch dort befleißigen, 

um eine Antwort zu geben. Wie schwierig dies ist, wird uns täglich vor Augen geführt, weil es 

eine restlose Sicherheit nicht geben kann und weil wir alle vor der Frage stehen, wie wir Si-

cherheit weitestgehend gewährleisten können. 

Weitere Probleme sind die Finanzen, die heute hier schon mehrfach angesprochen wurden. 

Von jeder Seite werden Ratschläge gegeben, wird begründet, weshalb es so oder so sein 

muss. Die kommunalen Finanzen in unserem Land werden durch die Änderung des kommu-

nalen Finanzausgleichs noch schwieriger werden. Deshalb bin ich sehr enttäuscht. Die Ent-

täuschung sitzt tief, dass in drei Sitzungen der ausdrücklich zu diesem Zweck gegründeten 

Finanzkommission zwischen der Landesregierung und den kommunalen Spitzenverbänden 

es keine Einigung geben konnte, weil festgehalten wird an einer weiteren Befrachtung des 

kommunalen Finanzausgleiches, was erneut weniger Finanzen für die kommunalen Haus-
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halte bedeuten wird. Was hilft die Erhöhung des Verbundsatzes, wenn gleichzeitig mehr 

durch neue Befrachtungen dem kommunalen Finanzausgleich entnommen wird? 

Meine Damen und Herren, der letzte Punkt, den wir hier nun abgehandelt haben, hat auch 

deutlich gemacht, dass die Gemeindeverfassung durch den Anstoß der Hauptamtlichkeit der 

Ortsbürgermeister in Gemeinden ab 5.000 Einwohnern auf den Prüfstand kommen wird. 

Denn wir müssen uns doch eines vor Augen führen: Die Gemeindeverfassung ist aufgebaut 

auf der Basis, dass die Verwaltung hauptamtlich geleitet wird und dass die Ortsgemeinden 

einen ehrenamtlichen Ortsbürgermeister oder eine Ortsbürgermeisterin haben. Das ist die 

Grundlage und wenn wir jetzt eine Änderung vornehmen, dann hat das automatisch eine 

Veränderung auch der Gemeindeverfassung zur Folge. Es muss dann auch die Grundlage 

geändert werden. Alles andere ist Stückwerk. Deshalb ist gut und richtig, dass der Vorschlag 

gemacht wurde, dass wir dieses Thema weiter diskutieren. Wir haben uns im Vorstand darü-

ber Gedanken gemacht, ob wir das in eigenen Veranstaltungen tun oder ob es Gegenstand 

der heutigen Mitgliederversammlung werden soll. Die Mehrheit im Vorstand hat sich für das 

Letztere entschieden, weil es aktuell auf der Tagesordnung stand und weil wir erkannten, 

dass heute auch ein Antrag dazu hier eingebracht wird. Vor diesem Hintergrund ist es heute 

andiskutiert worden. Es kann aber nicht das Ende sein. Wir müssen weitere Veranstaltungen 

dazu durchführen. Wir müssen uns aber auch in den anderen Gremien, im Vorstand, im 

Landesausschuss, in den Fachausschüssen darüber beraten und dann eine ganz-

einheitliche Lösung anstreben. Alles andere – ich darf es noch einmal sagen – ist nur der 

halbe Weg und wird automatisch die Verbandsgemeinde auf den Prüfstand stellen, ja, sie 

wird sie letztlich in Frage stellen. Ich möchte hier dem Ministerpräsidenten sehr herzlich dan-

ken, dass er sich in unserem Lande Rheinland-Pfalz zur Verwaltungsstruktur mit der Ver-

bandsgemeinde ausdrücklich bekannt hat. Er sagte es uns nicht nur in Erkenntnis des Minis-

terpräsidenten, sondern auch als ehemaliger Ortsbürgermeister, also aus eigener Erfahrung. 

Meine Damen und Herren, wir müssen auch darüber beraten, ob die Hauptamtlichkeit über-

haupt durch die Hauptsatzung geregelt werden kann. Eine Hauptsatzung ist grundsätzlich 

auf fünf Jahre angelegt, nämlich jeweils auf die Legislaturperiode eines Gemeinderates oder 

eines Stadtrates und wird in der Regel immer dann geändert, wenn sich die Mehrheiten ver-

ändern, weil dort zunächst einmal auch auf die neuen Bedürfnisse – wie der Koalition, der 

Ausschussbildung usw. – eingegangen werden muss. Es kann aber doch nicht sein, dass 

eine so wichtige Frage wie die Hauptamtlichkeit des Bürgermeisters sich ständig ändert. Hier 

muss doch Kontinuität hinein und man kann nicht sagen, jetzt machen wir mal fünf Jahre 

einen hauptamtlichen Bürgermeister und dann wieder fünf Jahre einen ehrenamtlichen Bür-

germeister, zumal die Zeiten auseinandergehen, die der Hauptamtlichen sind 8 Jahre, die 

der Ehrenamtlichen nur 5 Jahre. Auch hier ist das Auseinanderklaffen der Wahlperioden ein 
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Problem, das dann geregelt werden muss. Insofern bleibt vieles in den weiteren Beratungen 

zu tun und wir müssen dort einen guten Weg finden, der natürlich allen gerecht wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Zeit ist fortgeschritten. Wir haben auf der Ta-

gesordnung als nächsten Punkt die „Aussprache“. Ich weiß jetzt nicht, inwieweit davon noch 

Gebrauch gemacht wird. Wenn eine Wortmeldung vorliegt, so bitte ich Sie, dies jetzt zu mel-

den. Bitteschön.“ 

 

8. – Aussprache 

„Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich spreche hier zu der Versammlung als Vertre-

ter einer kleinen Ortsgemeinde. Ich sehe dieses Forum immer als gute Gelegenheit, zu-

nächst einmal den Dank auszusprechen an den Gemeinde- und Städtebund, auch an die 

Geschäftsstelle mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die stets auch kleinen Ortsge-

meinden mit ihren Problemen hilfreich zur Seite stehen. Hierfür zunächst herzlichen Dank. 

Gleichzeitig gibt es im Laufe der Zeit immer wieder Probleme, die in den kleinen Ortsge-

meinden auftauchen und entsprechende Rechtsprechung einfach aus Sicht der Ortsgemein-

den nicht hingenommen werden kann. Gesetze sind immer nur so gut, wie sie von den Poli-

tikern und Verantwortlichen gemacht werden. Oft werden kleine Dinge jedoch übersehen. Ich 

spreche hier insbesondere die Problematik bei dem Bau von Gemeindehäusern und den 

Betrieb von Gemeindehäusern an, insbesondere was die Lärmimmissionen angeht. Die 

Problematik hat sich meines Erachtens mittlerweile zu einem Flächenbrand entwickelt und 

Gemeindehäuser gehören nach meinem Dafürhalten in die Gemeinde und nicht irgendwo in 

die Grüne Wiese, da sie gleichzeitig in den Ortsgemeinden auch die Funktion von Bürger-

meisteramt inne haben und für Familienfeiern und kleinere kulturelle Veranstaltungen die-

nen, was vor Ort der Fall sein sollte. Deswegen meine Bitte an den Gemeinde- und Städte-

bund, an alle verantwortlichen Verbandsgemeinde- und Stadtbürgermeister, vielleicht eine 

Stoffsammlung zu machen und zu überlegen, ob eine Definition „Freizeitlärm“ in Zusammen-

hang mit dem Betrieb von Gemeindehäusern in Zukunft zu einer besseren und für die Kom-

munen befriedigenderen Lösung führen könnte. Vielen Dank.“ 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Vielen Dank. Zunächst möchte ich mich bedanken, dass Sie insbesondere den Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern der Geschäftsstelle des Gemeinde- und Städtebundes sehr herzlich 

gedankt haben. Es tut gut, dass wir auch von den Ortsgemeinden erfahren, dass die Arbeit 

und vor allem die Beratungen, angenommen werden und gut ankommen. Vielen Dank dafür. 

Das nächste Problem das Sie ansprechen, ist schwierig, da wir hier die Rechtsprechung 

haben, welche die entsprechenden Maßstäbe setzt und weil es auch immer die Unterschied-



- 49 - 

.../  

 

lichkeit der Bedürfnisse der Einwohner in den Gemeinden gibt. Die einen wünschen sich nur 

eine Schlafgemeinde, in der sie ihre Ruhe haben, die anderen beteiligen sich und sind daran 

interessiert, dass das Dorfleben blüht und gedeiht. Und da ist eben das Problem, dass hier 

die unterschiedlichen Interessen aufeinandertreffen und die Rechtsprechung im Grunde 

auch denen besonderen Stellenwert einräumt, die nicht an diesem Gemeinschaftsleben inte-

ressiert sind. 

Liegen weitere Wortmeldungen vor? 

Das ist nicht der Fall. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dann komme ich zum Schluss.“ 

 

9. – Schlusswort 

Der Vorsitzende, Bm Seefeldt: 

„Ich möchte mich ganz herzlich bedanken. Einmal bedanken für Ihre Teilnahme an dieser 

Mitgliederversammlung. Lassen Sie mich insbesondere auch die Pensionäre ansprechen. 

Zwei möchte ich besonders nennen, nämlich unseren in München wohnenden früheren Ge-

schäftsführer Walter Bogner, der durch seine Anwesenheit seine Verbundenheit zum Aus-

druck bringt. Ferner einen der jüngsten Pensionäre, nämlich unseren früheren Stellvertreten-

den Vorsitzenden, Landrat a.D. Gottfried Niesslmüller. Mit seiner Anwesenheit macht er auch 

heute noch seine Verbundenheit zum Gemeinde- und Städtebund deutlich. Auch ihm dafür 

vielen Dank. Ich hoffe, dass wir Landräte dieser Art künftig noch mehr haben werden. Be-

sonderen Dank sage ich all denen Kolleginnen und Kollegen, die seit der letzten Mitglieder-

versammlung aus ihrem Amt ausgeschieden sind und die zum Jahresende in den Ruhestand 

treten. Ich wünsche Ihnen für die Zukunft alles Gute, vor allem beste Gesundheit mit Ihren 

Familien. Ein herzlicher Dank auch noch einmal an diejenigen, die unsere heutige Veranstal-

tung mitgestaltet haben: Der Vizepräsidentin des Landtages, der Oberbürgermeisterin dieser 

Stadt und vor allen Dingen Herrn Ministerpräsident Beck, der einige grundsätzliche Ausfüh-

rungen gemacht hat. Nochmals einen sehr herzlichen Dank dafür. 

Mein herzlicher Dank gilt Ernst Walter Görisch, der bisher der Vorsitzende war, nun der 

Stellvertretende Vorsitzende ist. Ich darf Ihnen bestätigen, wir machen das in sehr guter Zu-

sammenarbeit. Innerhalb der Arbeit des Gemeinde- und Städtebundes tritt es kaum in Er-

scheinung, wer nun gerade Stellvertreter oder Vorsitzender ist. Insofern haben wir ein gutes 

Miteinander und das ist gut so, denn damit kommt auch die Überparteilichkeit des Gemein-

de- und Städtebundes zum Ausdruck und die Schlagkraft gegenüber dem Landtag und der 

Landesregierung wird gestärkt. 
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Schließlich, meine sehr verehrten Damen und Herren, herzlichen Dank für die gute Vorberei-

tung dieser Mitgliederversammlung der Geschäftsstelle. Herrn Jung für die Kleinarbeit dazu. 

Aber auch allen weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Herrn Verbandsdirektor 

Steenbock an der Spitze. 

Herzlichen Dank nochmals Ihnen allen. Ich wünsche Ihnen einen guten Nachhauseweg. Mit 

diesem Wunsch ist die Mitgliederversammlung 2001 geschlossen." 

 

Ende der Mitgliederversammlung: 12.55 Uhr 

 

Mainz, den 08.11.2001 
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